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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuchs 
 Name 
§ 93. (1) Die Ehegatten führen den gleichen Familiennamen. Dieser ist der 

Familienname eines der Ehegatten, den die Verlobten vor oder bei der 
Eheschließung in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde als 
gemeinsamen Familiennamen bestimmt haben. Mangels einer solchen 
Bestimmung wird der Familienname des Mannes gemeinsamer Familienname.

§ 93. (1) Die Ehegatten führen den von ihnen bestimmten gemeinsamen 
Familiennamen. Mangels einer solchen Bestimmung behalten sie ihre bisherigen 
Familiennamen bei. 

(2) Derjenige Verlobte, der nach Abs. 1 als Ehegatte den Familiennamen des 
anderen als gemeinsamen Familiennamen zu führen hat, kann dem 
Standesbeamten gegenüber vor oder bei der Eheschließung in öffentlicher oder 
öffentlich beglaubigter Urkunde erklären, bei der Führung des gemeinsamen 
Familiennamens diesem seinen bisherigen Familiennamen unter Setzung eines 
Bindestrichs zwischen den beiden Namen voran- oder nachzustellen. Dieser 
Ehegatte ist zur Führung des Doppelnamens verpflichtet. Eine andere Person kann 
ihren Namen nur vom gemeinsamen Familiennamen ableiten.

(2) Zum gemeinsamen Familiennamen können die Verlobten oder Ehegatten 
einen ihrer Namen bestimmen. Wird hiefür ein aus mehreren voneinander 
getrennten oder durch einen Bindestrich verbundenen Bestandteilen bestehender 
Name herangezogen, so können der gesamte Name oder dessen Bestandteile 
verwendet werden. Sie können auch einen aus den Familiennamen beider 
gebildeten Doppelnamen zum gemeinsamen Familiennamen bestimmen; dabei 
dürfen sie insgesamt zwei Bestandteile dieser Namen verwenden. 

(3) Derjenige Verlobte, der nach Abs. 1 mangels einer Bestimmung den 
Familiennamen des anderen Ehegatten als gemeinsamen Familiennamen zu führen 
hätte, kann dem Standesbeamten gegenüber vor oder bei der Eheschließung in 
öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde erklären, seinen bisherigen 
Familiennamen weiterzuführen; auf Grund einer solchen Erklärung führt jeder 
Ehegatte seinen bisherigen Familiennamen weiter. In diesem Fall haben die 
Verlobten den Familiennamen der aus der Ehe stammenden Kinder zu bestimmen 
(§ 139 Abs. 2).

(3) Derjenige Ehegatte, dessen Familienname nicht gemeinsamer 
Familienname ist, kann auch schon vor Eheschließung bestimmen, dass er einen 
aus dem gemeinsamen Familiennamen und seinem Familiennamen gebildeten 
Doppelnamen führt, sofern nicht der gemeinsame Familienname bereits aus 
mehreren Bestandteilen besteht; auch darf der Ehegatte, dessen Familienname aus 
mehreren Bestandteilen besteht, nur einen dieser Bestandteile verwenden. 

 (4) Ein Doppelname ist durch einen Bindestrich zwischen dessen einzelnen 
Bestandteilen zu trennen.

§ 93a. Eine Person, deren Ehe aufgelöst ist, kann dem Standesbeamten 
gegenüber in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde erklären, einen 
früheren Familiennamen wieder anzunehmen. Ein Familienname, der von einem 
früheren Ehegatten aus einer geschiedenen oder aufgehobenen Ehe abgeleitet 
wird, darf nur wieder angenommen werden, wenn aus dieser früheren Ehe 

§ 93a. (1) Ändert sich der Familienname eines Ehegatten, so kann eine 
erneute Bestimmung vorgenommen werden. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nachkommenschaft vorhanden ist. 

 (2) Wird die Ehe aufgelöst, so können die Ehegatten jeden früher rechtmäßig 
geführten Familiennamen wieder annehmen.

 (3) Eine Person kann bestimmen, dass ihr Familienname dem Geschlecht 
angepasst wird, soweit dies der Herkunft der Person oder der Tradition der 
Sprache entspricht, aus der der Name stammt.

 § 93b. Die Bestimmung oder Wiederannahme eines Familiennamens nach 
den §§ 93 und 93a ist nur einmalig zulässig.

 § 93c. Namensrechtliche Erklärungen sind dem Standesbeamten gegenüber in 
öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde abzugeben. Ihre Wirkungen 
treten ein, sobald sie dem Standesbeamten zukommen.

 Sonstige Wirkungen der Ehe 
§ 94. ... § 94. unverändert

Drittes Hauptstück Drittes Hauptstück 

Von den Rechten zwischen Eltern und Kindern Rechte zwischen Eltern und Kindern 

Allgemeine Rechte und Pflichten Erster Abschnitt 

 Allgemeine Bestimmungen 

 Allgemeine Grundsätze 

§ 137. (1) Die Eltern haben für die Erziehung ihrer minderjährigen Kinder zu 
sorgen und überhaupt ihr Wohl zu fördern. 

§ 137. (1) Eltern und Kinder haben einander beizustehen und mit Achtung zu 
begegnen. Die Rechte und Pflichten des Vaters und der Mutter sind, soweit nicht 
anderes bestimmt ist, gleich.

(2) Eltern und Kinder haben einander beizustehen, die Kinder ihren Eltern 
Achtung entgegenzubringen. 

(2) Eltern haben das Wohl ihrer minderjährigen Kinder zu fördern, ihnen 
Fürsorge, Geborgenheit und eine sorgfältige Erziehung zu gewähren. Die 
Anwendung jeglicher Gewalt und die Zufügung körperlichen oder seelischen 
Leides sind unzulässig. Soweit tunlich und möglich sollen die Eltern die Obsorge 
einvernehmlich wahrnehmen.

(3) Die Rechte und Pflichten des Vaters und der Mutter sind, soweit in 
diesem Hauptstück nicht anderes bestimmt ist, gleich.

 

(4) Eine mit einem Elternteil und dessen minderjährigem Kind nicht nur 
vorübergehend im gemeinsamen Haushalt lebende volljährige Person, die in 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einem familiären Verhältnis zum Elternteil steht, hat alles den Umständen nach 
Zumutbare zu tun, um das Kindeswohl zu schützen.

 Kindeswohl 

 § 138. In allen Angelegenheiten der Obsorge und der persönlichen Kontakte 
ist das Wohl des minderjährigen Kindes (Kindeswohl) als leitender Gesichtspunkt 
zu berücksichtigen und bestmöglich zu gewährleisten. Wichtige Elemente des 
Kindeswohls sind insbesondere

  1. eine angemessene Versorgung, insbesondere mit Nahrung, medizinischer 
und sanitärer Betreuung und Wohnraum, sowie eine sorgfältige Erziehung 
des Kindes;

  2. die Fürsorge, Geborgenheit und der Schutz der körperlichen und 
seelischen Integrität des Kindes;

 3. die Wertschätzung und Akzeptanz des Kindes durch die Eltern;
  4. die Förderung der Anlagen, Fähigkeiten, Neigungen und 

Entwicklungsmöglichkeiten des Kindes;
  5. die Berücksichtigung der Meinung des Kindes in Abhängigkeit von 

dessen Verständnis und der Fähigkeit zur Meinungsbildung;
  6. die Vermeidung der Beeinträchtigung, die das Kind durch die Um- und 

Durchsetzung einer Maßnahme gegen seinen Willen erleiden könnte;
  7. die Vermeidung der Gefahr für das Kind, Übergriffe oder Gewalt selbst zu 

erleiden oder an wichtigen Bezugspersonen mitzuerleben;
  8. die Vermeidung der Gefahr für das Kind, rechtswidrig verbracht oder 

zurückgehalten zu werden oder sonst zu Schaden zu kommen;
  9. verlässliche Kontakte des Kindes zu beiden Elternteilen und wichtigen 

Bezugspersonen sowie sichere Bindungen des Kindes zu diesen Personen; 
 10. die Vermeidung von Loyalitätskonflikten und Schuldgefühlen des Kindes; 
 11. die Wahrung der Rechte, Ansprüche und Interessen des Kindes sowie
  12. die Lebensverhältnisse des Kindes, seiner Eltern und seiner sonstigen 

Umgebung.

 § 139. (1) Dritte dürfen in die elterlichen Rechte nur insoweit eingreifen, als 
ihnen dies durch die Eltern selbst, unmittelbar auf Grund des Gesetzes oder durch 
eine behördliche Verfügung gestattet ist.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (2) Eine mit einem Elternteil und dessen minderjährigem Kind nicht nur 
vorübergehend im gemeinsamen Haushalt lebende volljährige Person, die in einem 
familiären Verhältnis zum Elternteil steht, hat alles den Umständen nach 
Zumutbare zu tun, um das Kindeswohl zu schützen. Soweit es die Umstände 
erfordern, vertritt sie den Elternteil auch in Obsorgeangelegenheiten des täglichen 
Lebens.

 Zweiter Abschnitt 

 Abstammung des Kindes 

 a) Allgemeines 

§ 138a. (1) … § 140. Inhalt unverändert

 Handlungsfähigkeit in Abstammungssachen 

§ 138b. (1) bis (2) … § 141. (1) bis (2) Inhalt unverändert

 Rechtsnachfolge in Abstammungssachen 

§ 138a. (2) Nach dem Tod der betroffenen Person können die Feststellung 
der Abstammung, deren Änderung oder die Feststellung der Nichtabstammung 
von den Rechtsnachfolgern oder gegen diese begehrt werden.

§ 142. Nach dem Tod der betroffenen Person kann die Feststellung der 
Abstammung, deren Änderung oder die Feststellung der Nichtabstammung von 
den Rechtsnachfolgern oder gegen diese bewirkt werden.

 b) Abstammung von der Mutter 

§ 137b. … § 143. Inhalt unverändert

 c) Abstammung vom Vater 

§ 138. (1) … § 144. (1) Inhalt unverändert
 1. bis 3. … 1. bis 3. Inhalt unverändert

(2) … (2) Inhalt unverändert

 Anerkenntnis des Vaters 

§ 163c. (1) bis (3) … § 145. (1) bis (3) Inhalt unverändert
§ 163d. (1) bis (2) … § 146. (1) bis (2) Inhalt unverändert
§ 163e. (1) bis (2) … § 147. (1) bis (2) Inhalt unverändert
(3) Der Mann, der als Vater feststand, oder die Mutter, sofern sie einsichts- (3) Der Mann, der als Vater feststand, oder die Mutter, sofern sie einsichts- 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und urteilsfähig sowie am Leben ist und nicht nach Abs. 2 den Anerkennenden als 
Vater bezeichnet hat, kann gegen das Anerkenntnis bei Gericht Widerspruch 
erheben. § 163d gilt entsprechend. 

und urteilsfähig sowie am Leben ist und nicht nach Abs. 2 den Anerkennenden als 
Vater bezeichnet hat, kann gegen das Anerkenntnis bei Gericht Widerspruch 
erheben. § 146 gilt entsprechend.

(4) … (4) Inhalt unverändert

 Gerichtliche Feststellung der Vaterschaft 

§ 163. (1) bis (2) ... § 148. (1) bis (2) Inhalt unverändert
(3) Ist an der Mutter innerhalb der im Abs. 2 genannten Frist eine 

medizinisch unterstützte Fortpflanzung mit dem Samen eines Dritten durchgeführt 
worden, so ist als Vater der Mann festzustellen, der dieser medizinisch 
unterstützten Fortpflanzung in Form eines gerichtlichen Protokolls oder eines 
Notariatsakts zugestimmt hat, es sei denn, er weist nach, dass das Kind nicht durch 
diese medizinisch unterstützte Fortpflanzung gezeugt worden ist.

(3) Ist an der Mutter innerhalb der im Abs. 2 genannten Frist eine medizinisch 
unterstützte Fortpflanzung mit dem Samen eines Dritten durchgeführt worden, so 
ist als Vater der Mann festzustellen, der dieser medizinisch unterstützten 
Fortpflanzung in Form eines Notariatsakts zugestimmt hat, es sei denn, er weist 
nach, dass das Kind nicht durch diese medizinisch unterstützte Fortpflanzung 
gezeugt worden ist.

(4) … (4) Inhalt unverändert
§ 163a. (1) bis (2) ... § 149. (1) bis (2) Inhalt unverändert

 Vaterschaftsfeststellung bei bestehender Abstammung 

§ 163b. … § 150. Inhalt unverändert

 d) Anfechtung der Abstammung 

 Feststellung der Nichtabstammung vom Ehemann der Mutter 

§ 156. (1) bis (2) ... § 151. (1) bis (2) Inhalt unverändert
§ 157. Hat der Ehemann der Mutter einer medizinisch unterstützten 

Fortpflanzung mit dem Samen eines Dritten in Form eines gerichtlichen Protokolls 
oder eines Notariatsakts zugestimmt, so kann nicht die Feststellung begehrt 
werden, dass das mit dem Samen des Dritten gezeugte Kind nicht vom Ehemann 
der Mutter abstammt.

§ 152. Hat der Ehemann der Mutter einer medizinisch unterstützten 
Fortpflanzung mit dem Samen eines Dritten in Form eines Notariatsakts 
zugestimmt, so kann nicht die Feststellung begehrt werden, dass das mit dem 
Samen des Dritten gezeugte Kind nicht vom Ehemann der Mutter abstammt. 

§ 158. (1) bis (3) … § 153. (1) bis (3) Inhalt unverändert

 Rechtsunwirksamerklärung des Vaterschaftsanerkenntnisses 

§ 164. (1) … § 154. (1) Inhalt unverändert
 1. … 1. Inhalt unverändert
 a) das Anerkenntnis oder - im Fall des § 163e Abs. 2 - die Zustimmung a) das Anerkenntnis oder – im Fall des § 147 Abs. 2 – die Zustimmung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
des Kindes oder die Bezeichnung des Anerkennenden als Vater durch 
die Mutter nicht den Formvorschriften entspricht oder

des Kindes oder die Bezeichnung des Anerkennenden als Vater durch 
die Mutter nicht den Formvorschriften entspricht oder

 b) es auf Seiten des Anerkennenden oder - im Fall des § 163e Abs. 2 - des 
Kindes oder der Mutter an der Einsichts- und Urteilsfähigkeit oder - 
beim Anerkennenden oder beim Kind - an der gesetzlichen Vertretung 
gemangelt hat, es sei denn, der Mangel der gesetzlichen Vertretung ist 
nachträglich behoben worden oder der Anerkennende hat nach 
Erreichung der Eigenberechtigung das Anerkenntnis gebilligt;

 b) es auf Seiten des Anerkennenden oder – im Fall des § 147 Abs. 2 – des 
Kindes oder der Mutter an der Einsichts- und Urteilsfähigkeit oder – 
beim Anerkennenden oder beim Kind – an der gesetzlichen Vertretung 
gemangelt hat, es sei denn, der Mangel der gesetzlichen Vertretung ist 
nachträglich behoben worden oder der Anerkennende hat nach 
Erreichung der Eigenberechtigung das Anerkenntnis gebilligt;

 2. bis 3. … 2. bis 3. Inhalt unverändert
 a) bis b) … a) bis b) Inhalt unverändert

(2) … (2) Inhalt unverändert
Rechtsverhältnisse zwischen Eltern und ehelichen Kindern Dritter Abschnitt 

Name Name 
§ 139. (1) Haben die Eltern einen gemeinsamen Familiennamen, so erhält das 

Kind diesen. 
§ 155. (1) Das Kind erhält den gemeinsamen Familiennamen der Eltern. Es 

kann aber auch der Doppelname eines Elternteils (§ 93 Abs. 3) zum 
Familiennamen des Kindes bestimmt werden.

(2) Haben die Eltern keinen gemeinsamen Familiennamen, so erhält das Kind 
den Familiennamen, den die Eltern dem Standesbeamten gegenüber vor oder bei 
der Eheschließung in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde zum 
Familiennamen der aus der Ehe stammenden Kinder bestimmt haben. Hiezu 
können die Eltern nur den Familiennamen eines Elternteils bestimmen. 

(2) Führen die Eltern keinen gemeinsamen Familiennamen, so kann zum 
Familiennamen des Kindes der Familienname eines Elternteils bestimmt werden. 
Wird hiefür ein aus mehreren voneinander getrennten oder durch einen Bindestrich 
verbundenen Bestandteilen bestehender Name herangezogen, so können der 
gesamte Name oder dessen Bestandteile verwendet werden. Es kann auch ein aus 
den Familiennamen beider Elternteile gebildeter Doppelname bestimmt werden; 
dabei dürfen aber höchstens zwei Bestandteile dieser Namen verwendet werden. 
Ein Doppelname ist durch einen Bindestrich zwischen dessen einzelnen 
Bestandteilen zu trennen.

(3) Mangels einer Bestimmung nach Abs. 2 erhält das Kind den 
Familiennamen des Vaters. 

(3) Mangels einer solchen Bestimmung erhält das Kind den Familiennamen 
der Mutter. 

 § 156. (1) Den Familiennamen des Kindes bestimmt die mit der Pflege und 
Erziehung betraute Person. Mehrere damit betraute Personen haben sich um das 
Einvernehmen zu bemühen; es genügt aber die Erklärung einer von ihnen, sofern 
sie versichert, dass die andere damit einverstanden ist oder das Einvernehmen 
nicht mit zumutbarem Aufwand erreicht werden kann.

 (2) Einsichts- und urteilsfähige Personen bestimmen ihren Familiennamen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
selbst. Die Einsichts- und Urteilsfähigkeit wird bei mündigen Minderjährigen 
vermutet. 

 § 157. (1) Die Bestimmung eines Familiennamens nach § 155 ist nur 
einmalig zulässig.

 (2) Ändert sich der Familienname der Eltern oder eines Elternteils oder 
heiraten die Eltern einander, so kann der Familienname des Kindes erneut 
bestimmt werden. Das Gleiche gilt bei Änderungen in der Person eines Elternteils. 

 (3) Auf die Bestimmung des Familiennamens des Kindes sind die §§ 93a 
und 93c anzuwenden.

§ 162a. (1) Wird ein Kind legitimiert, so gilt § 139 entsprechend. aufgehoben 
(2) Wird ein bereits mündiges Kind legitimiert, so gilt der Abs. 1 nur, wenn 

das Kind der Namensänderung zustimmt.
 

§ 162b. Wird ein Ehegatte legitimiert, so ändert sich der gemeinsame 
Familienname nur, wenn beide Ehegatten der Namensänderung zustimmen. Sonst 
ändert sich, unter der Voraussetzung des § 162a Abs. 2, nur der Familienname des 
Legitimierten.

aufgehoben 

§ 162c. (1) Führt ein Kind des Legitimierten einen von diesem allein 
abgeleiteten Familiennamen, so geht der vom Legitimierten erworbene 
Familienname auf das Kind über. 

aufgehoben 

(2) Ist das Kind des Legitimierten im Zeitpunkt der Legitimation bereits 
mündig, so gilt der Abs. 1 nur, wenn das Kind der Namensänderung zustimmt.

 

(3) Im übrigen gelten für das Kind des Legitimierten die §§ 139, 162a und 
162b entsprechend.

 

§ 162d. (1) Eine Zustimmung nach den §§ 162a bis 162c ist dem 
Standesbeamten in öffentlicher oder öffentlich-beglaubigter Urkunde zu erklären; 
ihre namensrechtlichen Wirkungen treten ein, sobald sie dem Standesbeamten 
zukommt.

aufgehoben 

(2) Eine Zustimmung ist unwirksam, wenn sie dem Standesbeamten später 
als drei Jahre nach der Verständigung des Zustimmungsberechtigten vom Eintritt 
der Legitimation durch den Standesbeamten zugekommen ist.

 

§ 183. (1) Wird das Wahlkind nur von einer Person an Kindesstatt 
angenommen und erlöschen die familienrechtlichen Beziehungen zum anderen 

aufgehoben 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Elternteil im Sinn des § 182 Abs. 2 zweiter Satz, so erhält das Wahlkind den 
Familiennamen des Annehmenden. Die §§ 162a Abs. 2 bis 162d gelten 
entsprechend.

(2) Im übrigen gelten für die Ableitung des Familiennamens des Wahlkindes 
von den Wahleltern beziehungsweise von einem Wahlelternteil und demjenigen 
Elternteil, zu dem die familienrechtlichen Beziehungen aufrecht geblieben sind, 
die §§ 139 sowie 162a Abs. 2 bis 162d entsprechend.

 

 Vierter Abschnitt 

 Obsorge 

 Grundsätze 

§ 144. Die Eltern haben das minderjährige Kind zu pflegen und zu erziehen, 
sein Vermögen zu verwalten und es in diesen sowie allen anderen 
Angelegenheiten zu vertreten; Pflege und Erziehung sowie die 
Vermögensverwaltung umfassen auch die gesetzliche Vertretung in diesen 
Bereichen. Bei Erfüllung dieser Pflichten und Ausübung dieser Rechte sollen die 
Eltern einvernehmlich vorgehen. 

§ 158. (1) Wer mit der Obsorge für ein minderjähriges Kind betraut ist, hat es 
zu pflegen und zu erziehen, sein Vermögen zu verwalten und es in diesen sowie 
allen anderen Angelegenheiten zu vertreten; Pflege und Erziehung sowie die 
Vermögensverwaltung umfassen auch die gesetzliche Vertretung in diesen 
Bereichen. 

§ 145a. … (2) Inhalt unverändert

 Wohlverhaltensgebot 

§ 145b. … § 159. Inhalt unverändert

 Pflege, Erziehung und Bestimmung des Aufenthalts des Kindes 

§ 146. (1) bis (3) … § 160. (1) bis (3) Inhalt unverändert
§ 146a. Das minderjährige Kind hat die Anordnungen der Eltern zu befolgen. 

Die Eltern haben bei ihren Anordnungen und deren Durchsetzung auf Alter, 
Entwicklung und Persönlichkeit des Kindes Bedacht zu nehmen; die Anwendung 
von Gewalt und die Zufügung körperlichen oder seelischen Leides sind 
unzulässig.

§ 161. Das minderjährige Kind hat die Anordnungen der Eltern zu befolgen. 
Die Eltern haben bei ihren Anordnungen und deren Durchsetzung auf Alter, 
Entwicklung und Persönlichkeit des Kindes Bedacht zu nehmen. 

§ 146b. … § 162. (1) Inhalt unverändert

 (2) Ist festgelegt, welcher Elternteil das Kind hauptsächlich in seinem 
Haushalt betreuen soll, so hat dieser Elternteil das alleinige Recht, den Wohnort 
des Kindes zu bestimmen.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 (3) Haben die Eltern nicht vereinbart, in wessen Haushalt das Kind 
hauptsächlich betreut werden  soll, so darf der Wohnort des Kindes nur mit 
Zustimmung beider Elternteile oder Genehmigung des Gerichts in das Ausland 
verlegt werden. Das Gericht hat bei der Entscheidung über die Genehmigung 
sowohl das Kindeswohl zu beachten als auch die Rechte der Eltern auf Schutz vor 
Gewalt, Freizügigkeit und Berufsfreiheit zu berücksichtigen.

§ 146d. … § 163. Inhalt unverändert

 Vermögensverwaltung 

§ 149. (1) … § 164. (1) Inhalt unverändert
(2) Aus dem Vermögen sind jedenfalls die Kosten der Verwaltung 

einschließlich der für die Erhaltung des Vermögens und den ordentlichen 
Wirtschaftsbetrieb nötigen Aufwendungen und die fälligen Zahlungen zu 
berichtigen; weiter auch die Kosten des Unterhalts, soweit das Kind nach den 
§§ 140 und 141 zur Heranziehung seines Vermögens verpflichtet ist oder die 
Bedürfnisse des Kindes nicht in anderer Weise gedeckt sind.

(2) Aus dem Vermögen sind jedenfalls die Kosten der Verwaltung 
einschließlich der für die Erhaltung des Vermögens und den ordentlichen 
Wirtschaftsbetrieb nötigen Aufwendungen und die fälligen Zahlungen zu 
berichtigen; weiter auch die Kosten des Unterhalts, soweit das Kind nach den 
§§ 231 und 232 zur Heranziehung seines Vermögens verpflichtet ist oder die 
Bedürfnisse des Kindes nicht in anderer Weise gedeckt sind.

§ 150. (1) bis (2) … § 165. (1) bis (2) Inhalt unverändert
§ 145c. … § 166. Inhalt unverändert

 Gesetzliche Vertretung des Kindes 

§ 154. (1) bis (3) … § 167. (1) bis (3) Inhalt unverändert
§ 154. (4) … § 168. Inhalt unverändert
§ 154a. (1) In zivilgerichtlichen Verfahren ist nur ein Elternteil allein zur 

Vertretung des Kindes berechtigt; solange sich die Eltern nicht auf den anderen 
Elternteil einigen oder das Gericht nach § 176 diesen oder einen Dritten als 
Vertreter bestimmt, ist Vertreter derjenige Elternteil, der die erste 
Verfahrenshandlung setzt. 

§ 169. (1) In zivilgerichtlichen Verfahren ist nur ein obsorgebetrauter 
Elternteil allein zur Vertretung des Kindes berechtigt; solange sich die Eltern nicht 
auf den anderen Elternteil einigen oder das Gericht nach § 181 diesen oder einen 
Dritten als Vertreter bestimmt, ist Vertreter derjenige Elternteil, der die erste 
Verfahrenshandlung setzt.

(2) Die nach § 154 erforderliche Zustimmung des anderen Elternteils und 
Genehmigung des Gerichtes gelten für das ganze Verfahren.

(2) Die nach §§ 167 und 168 erforderliche Zustimmung des anderen 
Elternteils und Genehmigung des Gerichtes gelten für das ganze Verfahren.

 Handlungsfähigkeit des Kindes 

§ 151. (1) bis (3) … § 170. (1) bis (3) Inhalt unverändert
§ 152. … § 171. Inhalt unverändert
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 147. … § 172. Inhalt unverändert
§ 146c. (1) bis (3)… § 173. (1) bis (3) Inhalt unverändert
§ 175. … § 174. Inhalt unverändert
§ 154b. … § 175. Inhalt unverändert

 Deliktsfähigkeit des Kindes 

§ 153. … § 176. Inhalt unverändert

 Obsorge der Eltern 

 § 177. (1) Beide Elternteile sind mit der Obsorge betraut, wenn sie zum 
Zeitpunkt der Geburt des Kindes miteinander verheiratet sind. Gleiches gilt ab 
dem Zeitpunkt der Eheschließung, wenn sie nach der Geburt des Kindes heiraten. 

 (2) Sind die Eltern zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes nicht miteinander 
verheiratet, so ist allein die Mutter mit der Obsorge betraut. Die Eltern können 
aber persönlich vor dem Standesbeamten nach einer Belehrung über die 
Rechtsfolgen einmalig bestimmen, dass sie beide mit der Obsorge betraut sind, 
sofern die Obsorge nicht bereits gerichtlich geregelt ist. Leben die Eltern nicht in 
häuslicher Gemeinschaft, haben sie dabei festzulegen, in wessen Haushalt das 
Kind hauptsächlich betreut wird. In diesem Fall können sie auch bestimmen, das 
derjenige Elternteil, in dessen Haushalt das Kind nicht hauptsächlich betreut wird, 
nur in bestimmten Angelegenheiten mit der Obsorge betraut ist. Die Bestimmung 
wird wirksam, sobald beide Eltern persönlich vor dem Standesbeamten 
übereinstimmende Erklärungen abgegeben haben. Innerhalb von acht Wochen ab 
ihrer Wirksamkeit kann die Bestimmung ohne Begründung durch einseitige 
Erklärung eines Elternteils gegenüber dem Standesbeamten widerrufen werden. 

 (3) Sind beide Elternteile mit der Obsorge betraut und leben sie nicht in 
häuslicher Gemeinschaft, so muss der Elternteil, in dessen Haushalt das Kind 
hauptsächlich betreut wird, vorbehaltlich des § 158 Abs. 2, mit der gesamten 
Obsorge betraut sein.

 Obsorge bei Verhinderung eines Elternteils 

§ 145. (1) bis (3) … § 178. (1) bis (3) Inhalt unverändert
c) durch Begünstigung des Landesfürsten. entfällt 

§ 162. Die uneheliche Geburt kann einem Kinde an seiner bürgerlichen entfällt 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Achtung und an seinem Fortkommen keinen Abbruch thun. Zu diesem Ende 
bedarf es keiner besondern Begünstigung des Landesfürsten, wodurch das Kind 
als ein eheliches erklärt wird. Nur die Aeltern können um solche ansuchen, wenn 
sie das Kind gleich einem ehelichen der Standesvorzüge oder des Rechtes an dem 
frey vererblichen Vermögen theilhaft machen wollen. In Rücksicht auf die übrigen 
Familien-Glieder hat diese Begünstigung keine Wirkung.

 Obsorge bei Auflösung der häuslichen Gemeinschaft 

 § 179. (1) Wird die häusliche Gemeinschaft der Eltern nicht bloß 
vorübergehend aufgelöst, so bleibt die Obsorge beider Eltern aufrecht. Sie können 
jedoch vor Gericht eine Vereinbarung schließen, wonach ein Elternteil allein mit 
der Obsorge betraut wird oder die Obsorge eines Elternteils auf bestimmte 
Angelegenheiten beschränkt wird.

 (2) Im Fall einer Obsorge beider Eltern nach Auflösung der häuslichen 
Gemeinschaft haben diese vor Gericht eine Vereinbarung darüber zu schließen, in 
wessen Haushalt das Kind hauptsächlich betreut wird.

 Änderung der Obsorge 

 § 180. (1) Wenn nach Auflösung der häuslichen Gemeinschaft der Eltern 
binnen angemessener Frist eine Vereinbarung nach § 179 nicht zustande kommt 
oder wenn ein Elternteil die Übertragung der alleinigen Obsorge an ihn oder die 
Beteiligung an der Obsorge beantragt, hat das Gericht, sofern dies dem Wohl des 
Kindes entspricht, für einen Zeitraum von sechs Monaten unter Aufrechterhaltung 
der bisherigen Obsorgeregelung einem, mit der Obsorge betrauten Elternteil die 
hauptsächliche Betreuung des Kindes in seinem Haushalt aufzutragen und dem 
anderen ein derart ausreichendes Kontaktrecht einzuräumen, dass er auch die 
Pflege und Erziehung des Kindes wahrnehmen kann (Phase der vorläufigen 
elterlichen Verantwortung). Für diesen Zeitraum sind im Einvernehmen der Eltern 
oder auf gerichtliche Anordnung die Details des Kontaktrechts, der Pflege und 
Erziehung sowie der Unterhaltsleistung festzulegen. Nach Ablauf des Zeitraums 
hat das Gericht auf der Grundlage der Erfahrungen in der Phase der vorläufigen 
elterlichen Verantwortung und nach Maßgabe des Kindeswohls über die Obsorge 
endgültig zu entscheiden. Wenn das Gericht beide Eltern mit der Obsorge betraut, 
hat es auch festzulegen, in wessen Haushalt das Kind hauptsächlich betreut wird. 

 (2) Hat das Gericht nach Abs. 1 die Obsorge endgültig geregelt, so kann jeder 
Elternteil, sofern sich die Verhältnisse maßgeblich geändert haben, bei Gericht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
eine Neuregelung der Obsorge beantragen. Für die Änderung einer geregelten 
Obsorge gilt Abs. 1 entsprechend.

 Entziehung oder Einschränkung der Obsorge 

§ 176. (1) bis (4) … § 181. (1) bis (4) Inhalt unverändert
§ 176b. Durch eine Verfügung nach § 176 darf das Gericht die Obsorge nur 

so weit beschränken, als dies zur Sicherung des Wohles des Kindes nötig ist.
§ 182. Durch eine Verfügung nach § 181 darf das Gericht die Obsorge nur so 

weit beschränken, als dies zur Sicherung des Wohles des Kindes nötig ist.

 Erlöschen der Obsorge 

§ 172. (1) bis (2) … § 183. (1) bis (2) Inhalt unverändert

 Pflegeeltern 

§ 186. … § 184. Inhalt unverändert
§ 186a. (1) bis (3) … § 185. (1) bis (3) Inhalt unverändert
(4) Das Gericht hat vor seiner Entscheidung die Eltern, den gesetzlichen 

Vertreter, weitere Erziehungsberechtigte, den Jugendwohlfahrtsträger und 
jedenfalls das bereits zehnjährige Kind zu hören. § 181a Abs. 2 gilt sinngemäß.

(4) Das Gericht hat vor seiner Entscheidung die Eltern, den gesetzlichen 
Vertreter, weitere Erziehungsberechtigte, den Jugendwohlfahrtsträger und 
jedenfalls das bereits zehnjährige Kind zu hören. § 196 Abs. 2 gilt sinngemäß.

 Fünfter Abschnitt 

 Sonstige Rechte und Pflichten 

 Persönliche Kontakte 

 § 186. Jeder Elternteil eines minderjährigen Kindes hat mit dem Kind eine 
persönliche Beziehung einschließlich der persönlichen Kontakte (§ 187) zu 
pflegen.

§ 148. (1) Lebt ein Elternteil mit dem minderjährigen Kind nicht im 
gemeinsamen Haushalt, so haben das Kind und dieser Elternteil das Recht, 
miteinander persönlich zu verkehren. Die Ausübung dieses Rechtes sollen das 
Kind und die Eltern einvernehmlich regeln. Soweit ein solches Einvernehmen 
nicht erzielt wird, hat das Gericht auf Antrag des Kindes oder eines Elternteils die 
Ausübung dieses Rechtes unter Bedachtnahme auf die Bedürfnisse und Wünsche 
des Kindes in einer dem Wohl des Kindes gemäßen Weise zu regeln. 

§ 187. (1) Das Kind und jeder Elternteil haben das Recht auf regelmäßige und 
den Bedürfnissen des Kindes entsprechende persönliche Kontakte. Die 
persönlichen Kontakte sollen das Kind und die Eltern einvernehmlich regeln. 
Soweit ein solches Einvernehmen nicht erzielt wird, hat das Gericht auf Antrag 
des Kindes oder eines Elternteils diese Kontakte in einer dem Wohl des Kindes 
entsprechenden Weise zu regeln und die Pflichten festzulegen. Die Regelung hat 
die Anbahnung und Wahrung des besonderen Naheverhältnisses zwischen Eltern 
und Kind sicherzustellen und soll möglichst sowohl Zeiten der Freizeit als auch 
die Betreuung im Alltag des Kindes umfassen. Das Alter, die Bedürfnisse und die 
Wünsche des Kindes sowie die Intensität der bisherigen Beziehung sind besonders 

432/M
E

 X
X

IV
. G

P - M
inisterialentw

urf - M
aterialien - T

extgegenüberstellung
12 von 38

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



13 von 38 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zu berücksichtigen.

(2) Das Gericht hat nötigenfalls, insbesondere wenn der berechtigte Elternteil 
seine Verpflichtung aus § 145b nicht erfüllt, die Ausübung des Rechtes auf 
persönlichen Verkehr einzuschränken oder zu untersagen. 

(2) Das Gericht hat nötigenfalls die persönlichen Kontakte einzuschränken 
oder zu untersagen, insbesondere soweit dies aufgrund der Anwendung von 
Gewalt gegen das Kind oder eine wichtige Bezugsperson geboten erscheint oder 
der Elternteil, der mit dem minderjährigen Kind nicht im gemeinsamen Haushalt 
lebt, seine Verpflichtung aus § 159 nicht erfüllt.

(3) Zwischen Enkeln und ihren Großeltern gelten Abs. 1 und 2 sinngemäß. 
Die Ausübung des Rechtes der Großeltern ist jedoch auch so weit einzuschränken 
oder zu untersagen, als sonst das Familienleben der Eltern (eines Elternteils) oder 
deren Beziehung zu dem Kind gestört würde.

§ 188. (1) Zwischen Enkeln und ihren Großeltern gilt § 187 entsprechend. 
Die persönlichen Kontakte der Großeltern sind jedoch auch so weit 
einzuschränken oder zu untersagen, als sonst das Familienleben der Eltern (eines 
Elternteils) oder deren Beziehung zu dem Kind gestört würde.

(4) Wäre durch das Unterbleiben des persönlichen Verkehrs des 
minderjährigen Kindes mit einem hiezu bereiten Dritten sein Wohl gefährdet, so 
hat das Gericht auf Antrag des Kindes, eines Elternteils, des 
Jugendwohlfahrtsträgers oder von Amts wegen die zur Regelung des persönlichen 
Verkehrs nötigen Verfügungen zu treffen. 

(2) Wenn persönliche Kontakte des minderjährigen Kindes mit einem hiezu 
bereiten Dritten dem Wohl des Kindes dienen, hat das Gericht auf Antrag des 
Kindes, eines Elternteils oder des Dritten, sofern dieser zu dem Kind in einem 
besonderen persönlichen oder familiären Verhältnis steht oder gestanden ist, die 
zur Regelung der persönlichen Kontakte nötigen Verfügungen zu treffen. Solche 
Verfügungen hat es auf Antrag des Jugendwohlfahrtsträgers oder von Amts wegen 
zu treffen, wenn ansonsten das Kindeswohl gefährdet wäre.

 Informations-, Äußerungs- und Vertretungsrecht 

§ 178. (1) Soweit ein Elternteil nicht mit der Obsorge betraut ist, hat er, außer 
dem Recht auf persönlichen Verkehr, das Recht, von demjenigen, der mit der 
Obsorge betraut ist, von wichtigen Angelegenheiten, insbesondere von 
beabsichtigten Maßnahmen nach § 154 Abs. 2 und 3, rechtzeitig verständigt zu 
werden und sich hiezu in angemessener Frist zu äußern. Findet trotz Bereitschaft 
des nicht mit der Obsorge betrauten Elternteils ein persönlicher Verkehr mit dem 
Kind nicht regelmäßig statt, so stehen diese Rechte auch in minderwichtigen 
Angelegenheiten zu, sofern es sich dabei nicht bloß um Angelegenheiten des 
täglichen Lebens handelt. Die Äußerung ist zu berücksichtigen, wenn der darin 
ausgedrückte Wunsch dem Wohl des Kindes besser entspricht.

§ 189. (1) Ein nicht mit der Obsorge betrauter Elternteil 

(2) Kommt der mit der Obsorge betraute Elternteil seinen Pflichten nach 
Abs. 1 beharrlich nicht nach, so hat das Gericht auf Antrag, sofern das Wohl des 
Kindes gefährdet scheint, auch von Amts wegen angemessene Verfügungen zu 
treffen. 

 1. ist durch die mit der Obsorge betraute Person von wichtigen 
Angelegenheiten, insbesondere von beabsichtigten Maßnahmen nach 
§ 167 Abs. 2 und 3, rechtzeitig zu verständigen und kann sich hiezu in 
angemessener Frist äußern, 

(3) Würde die Wahrnehmung der Rechte nach Abs. 1 das Wohl des Kindes 
ernstlich gefährden oder nimmt sie der mit der Obsorge nicht betraute Elternteil in 

 2. hat den mit der Obsorge betrauten Elternteil in Angelegenheiten des 
täglichen Lebens zu vertreten sowie das Kind zu pflegen und zu erziehen, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
rechtsmissbräuchlicher oder für den anderen in unzumutbarer Weise in Anspruch, 
so hat das Gericht diese Rechte auf Antrag einzuschränken oder ganz zu 
entziehen. Die Rechte nach Abs. 1 entfallen, wenn der mit der Obsorge nicht 
betraute Elternteil grundlos das Recht des Kindes auf persönlichen Verkehr 
ablehnt. 

soweit das die Umstände erfordern und sich das Kind rechtmäßig bei ihm 
aufhält. 

 Eine Äußerung nach Z 1 ist in jedem Fall zu berücksichtigen, wenn der darin 
ausgedrückte Wunsch dem Wohl des Kindes besser entspricht.

 (2) Wenn der nicht mit der Obsorge betraute Elternteil durch die 
Wahrnehmung seiner Rechte und Pflichten nach Abs. 1 das Wohl des Kindes 
gefährdet oder diese Rechte rechtsmissbräuchlich oder in einer für den anderen 
Elternteil oder das Kind nicht zumutbaren Weise in Anspruch nimmt, hat das 
Gericht diese Rechte auf Antrag, sofern das Wohl des Kindes gefährdet wird, auch 
von Amts wegen, einzuschränken oder zu entziehen. Die Rechte nach Abs. 1 
entfallen, wenn der mit der Obsorge nicht betraute Elternteil grundlos das Recht 
des Kindes auf persönliche Kontakte ablehnt.

 (3) Finden trotz Bereitschaft des nicht mit der Obsorge betrauten Elternteils 
persönliche Kontakte mit dem Kind nicht regelmäßig statt, so steht ihm das 
Verständigungs- und Äußerungsrecht (Abs. 1 Z 1) auch in minderwichtigen 
Angelegenheiten zu, sofern es sich dabei nicht bloß um Angelegenheiten des 
täglichen Lebens handelt.

 (4) Wenn der mit der Obsorge betraute Elternteil die Rechte des anderen nach 
Abs. 1 beharrlich verletzt, hat das Gericht auf Antrag, sofern das Wohl des Kindes 
gefährdet wird, auch von Amts wegen, die angemessenen Verfügungen zu treffen. 

 (5) Diese Bestimmung gilt sinngemäß auch für einen mit der Obsorge 
betrauten Elternteil.

 Vereinbarungen über die Obsorge, die persönlichen Kontakte und den 
Unterhalt 

 § 190. (1) Die Eltern haben bei Vereinbarungen über die Obsorge, die 
persönlichen Kontakte sowie die Betreuung des Kindes das Wohl des Kindes 
bestmöglich zu wahren.

 (2) Die Bestimmung der Obsorge (§ 177 Abs. 2) und vor Gericht 
geschlossene Vereinbarungen nach Abs. 1 bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit 
keiner gerichtlichen Genehmigung. Das Gericht hat die Bestimmung der Obsorge 
und Vereinbarungen der Eltern aber für unwirksam zu erklären und zugleich eine 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
davon abweichende Anordnung zu treffen, wenn aus der Sicht des Wohles des 
Kindes wichtige Gründe dafür sprechen.

 (3) Vor Gericht geschlossene Vereinbarungen über die Höhe gesetzlicher 
Unterhaltsleistungen sind auch ohne gerichtliche Genehmigung wirksam und für 
den Unterhaltsverpflichteten verbindlich.

 Sechster Abschnitt 

 Annahme an Kindesstatt 

§ 179. (1) Eigenberechtigte Personen, die den ehelosen Stand nicht feierlich 
angelobt haben, können an Kindesstatt annehmen. Durch die Annahme an 
Kindesstatt wird die Wahlkindschaft begründet.

§ 191. (1) Eigenberechtigte Personen können an Kindesstatt annehmen. 
Durch die Annahme an Kindesstatt wird die Wahlkindschaft begründet. 

(2) bis (3) … (2) bis (3) Inhalt unverändert

 Form; Eintritt der Wirksamkeit 

§ 179a. (1) bis (2) … § 192 (1) bis (2) Inhalt unverändert

 Alter 

§ 180. (1) Der Wahlvater muß das dreißigste, die Wahlmutter das 
achtundzwanzigste Lebensjahr vollendet haben. Nehmen Ehegatten gemeinsam an 
oder ist das Wahlkind ein leibliches Kind des Ehegatten des Annehmenden, so ist 
eine Unterschreitung dieser Altersgrenze zulässig, wenn zwischen dem 
Annehmenden und dem Wahlkind bereits eine dem Verhältnis zwischen leiblichen 
Eltern und Kindern entsprechende Beziehung besteht.

§ 193. (1) Die Wahleltern müssen das fünfundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet haben. 

(2) Wahlvater und Wahlmutter müssen mindestens achtzehn Jahre älter als 
das Wahlkind sein; eine geringfügige Unterschreitung dieses Zeitraums ist 
unbeachtlich, wenn zwischen dem Annehmenden und dem Wahlkind bereits eine 
dem Verhältnis zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechende Beziehung 
besteht. Ist das Wahlkind ein leibliches Kind des Ehegatten des Annehmenden 
oder mit dem Annehmenden verwandt, so genügt ein Altersunterschied von 
sechzehn Jahren.

(2) Wahlvater und Wahlmutter müssen mindestens sechzehn Jahre älter als 
das Wahlkind sein. 

 Bewilligung 

§ 180a. (1) bis (2) … § 194. (1) bis (2) Inhalt unverändert
§ 181. (1) … § 195. (1) Inhalt unverändert
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. bis 4. … 1. bis 4. Inhalt unverändert

(2) bis (3) … (2) bis (3) Inhalt unverändert
§ 181a. (1) … § 196. (1) Inhalt unverändert

 1. bis 4. … 1. bis 4. Inhalt unverändert
(2) … (2) Inhalt unverändert

 Wirkungen 

§ 182. (1) … § 197. (1) Inhalt unverändert
(2) Wird das Wahlkind durch Ehegatten als Wahleltern angenommen, so 

erlöschen mit den im § 182a bestimmten Ausnahmen die nicht bloß in der 
Verwandtschaft an sich (§ 40) bestehenden familienrechtlichen Beziehungen 
zwischen den leiblichen Eltern und deren Verwandten einerseits und dem 
Wahlkind und dessen im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Annahme 
minderjährigen Nachkommen andererseits mit diesem Zeitpunkt. Wird das 
Wahlkind nur durch einen Wahlvater (eine Wahlmutter) angenommen, so 
erlöschen diese Beziehungen lediglich hinsichtlich des leiblichen Vaters (der 
leiblichen Mutter) und dessen (deren) Verwandten; insoweit danach diese 
Beziehungen aufrecht bleiben würden, hat das Gericht, wenn der in Frage 
kommende Elternteil darin eingewilligt hat, das Erlöschen diesem Elternteil 
gegenüber auszusprechen; das Erlöschen wirkt vom Zeitpunkt der Abgabe der 
Einwilligungserklärung, frühestens jedoch vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Annahme.

(2) Wird das Wahlkind durch Ehegatten als Wahleltern angenommen, so 
erlöschen mit den im § 198 bestimmten Ausnahmen die nicht bloß in der 
Verwandtschaft an sich (§ 40) bestehenden familienrechtlichen Beziehungen 
zwischen den leiblichen Eltern und deren Verwandten einerseits und dem 
Wahlkind und dessen im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Annahme 
minderjährigen Nachkommen andererseits mit diesem Zeitpunkt. Wird das 
Wahlkind nur durch einen Wahlvater (eine Wahlmutter) angenommen, so 
erlöschen diese Beziehungen lediglich hinsichtlich des leiblichen Vaters (der 
leiblichen Mutter) und dessen (deren) Verwandten; insoweit danach diese 
Beziehungen aufrecht bleiben würden, hat das Gericht, wenn der in Frage 
kommende Elternteil darin eingewilligt hat, das Erlöschen diesem Elternteil 
gegenüber auszusprechen; das Erlöschen wirkt vom Zeitpunkt der Abgabe der 
Einwilligungserklärung, frühestens jedoch vom Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Annahme. 

§ 182a. (1) bis (3)… § 198. (1) bis (3) Inhalt unverändert
§ 182b. (1) bis (2) … § 199. (1) bis (2)

 Widerruf und Aufhebung 

§ 184. (1) … § 200. (1) Inhalt unverändert
 1. … 1. Inhalt unverändert
 2. von Amts wegen oder auf Antrag eines Vertragsteiles, wenn ein nicht 

eigenberechtigtes Wahlkind selbst den Annahmevertrag geschlossen hat, 
außer es hat der gesetzliche Vertreter oder nach Erlangung der 
Eigenberechtigung das Wahlkind nachträglich zugestimmt oder das 
Gericht die verweigerte nachträgliche Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters im Sinne des § 179a Abs. 2 ersetzt;

 2. von Amts wegen oder auf Antrag eines Vertragsteiles, wenn ein nicht 
eigenberechtigtes Wahlkind selbst den Annahmevertrag geschlossen hat, 
außer es hat der gesetzliche Vertreter oder nach Erlangung der 
Eigenberechtigung das Wahlkind nachträglich zugestimmt oder das 
Gericht die verweigerte nachträgliche Zustimmung des gesetzlichen 
Vertreters im Sinne des § 192 Abs. 2 ersetzt;
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 3. bis 5. … 3. bis 5. Inhalt unverändert

(2) Hat einer der Vertragsteile den Widerrufsgrund (Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5) 
bei Abschließung des Annahmevertrages nicht gekannt, so gilt in seinem 
Verhältnis zum anderen Vertragsteil der Widerruf insoweit als Aufhebung 
(§ 184a), als er dies beansprucht. 

(2) Hat einer der Vertragsteile den Widerrufsgrund (Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5) 
bei Abschließung des Annahmevertrages nicht gekannt, so gilt in seinem 
Verhältnis zum anderen Vertragsteil der Widerruf insoweit als Aufhebung (§ 201), 
als er dies beansprucht.

(3) … (3) Inhalt unverändert
§ 184a. (1) … § 201. (1) Inhalt unverändert

 1. bis 4. … 1. bis 4. Inhalt unverändert
(2) … (2) Inhalt unverändert
§ 185. (1) … § 202. (1) Inhalt unverändert
(2) Mit diesem Zeitpunkt leben die familienrechtlichen Beziehungen 

zwischen den leiblichen Eltern und deren Verwandten einerseits und dem 
Wahlkind und dessen Nachkommen andererseits, soweit sie nach dem § 182 
erloschen sind, wieder auf. 

(2) Mit diesem Zeitpunkt leben die familienrechtlichen Beziehungen 
zwischen den leiblichen Eltern und deren Verwandten einerseits und dem 
Wahlkind und dessen Nachkommen andererseits, soweit sie nach dem § 197 
erloschen sind, wieder auf.

(3) … (3) Inhalt unverändert
§ 185a. Ein Widerruf oder eine Aufhebung aus anderen als den in den §§ 184 

und 184a angeführten Gründen ist unzulässig; ebenso eine vertragliche Einigung 
oder ein Rechtsstreit über die Anfechtung des Annahmevertrages.

§ 203. Ein Widerruf oder eine Aufhebung aus anderen als den in den §§ 200 
und 201 angeführten Gründen ist unzulässig; ebenso eine vertragliche Einigung 
oder ein Rechtsstreit über die Anfechtung des Annahmevertrages.

§ 187. Soweit nach dem dritten Hauptstück weder Eltern noch Großeltern 
oder Pflegeeltern mit der Obsorge betraut sind oder betraut werden können und 
kein Fall des § 211 vorliegt, hat das Gericht unter Beachtung des Wohles des 
Kindes eine andere geeignete Person mit der Obsorge zu betrauen.

§ 204. Soweit nach dem dritten Hauptstück weder Eltern noch Großeltern 
oder Pflegeeltern mit der Obsorge betraut sind oder betraut werden können und 
kein Fall des § 207 vorliegt, hat das Gericht unter Beachtung des Wohles des 
Kindes eine andere geeignete Person mit der Obsorge zu betrauen.

§ 188. (1) Bei der Auswahl einer anderen Person für die Obsorge ist 
besonders auf das Wohl des Kindes Bedacht zu nehmen. Wünsche des Kindes und 
der Eltern, im Falle des § 145c des Zuwendenden, sind zu berücksichtigen, sofern 
sie dem Wohl des Kindes entsprechen. 

§ 205. (1) Bei der Auswahl einer anderen Person für die Obsorge ist 
besonders auf das Wohl des Kindes Bedacht zu nehmen. Wünsche des Kindes und 
der Eltern, im Falle des § 166 des Zuwendenden, sind zu berücksichtigen, sofern 
sie dem Wohl des Kindes entsprechen.

(2) ... (2) Inhalt unverändert
  1. nicht voll handlungsfähige Personen; 

  2. Personen, von denen, besonders auch wegen der durch eine 
strafgerichtliche Verurteilung zutage getretenen Veranlagung oder 
Eigenschaft, eine dem Wohl des minderjährigen Kindes förderliche 
Ausübung der Obsorge nicht zu erwarten ist.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 189. (1) bis (2) ... § 206. (1) bis (2) Inhalt unverändert
§ 211. ... § 207. Inhalt unverändert
§ 212. (1) bis (3) ... § 208. (1) bis (3) Inhalt unverändert
(4) Durch die Vertretungsbefugnis des Jugendwohlfahrtsträgers wird die 

Vertretungsbefugnis des sonstigen gesetzlichen Vertreters nicht eingeschränkt, 
jedoch gilt § 154 a sinngemäß. Der Jugendwohlfahrtsträger und der sonstige 
gesetzliche Vertreter haben einander über ihre Vertretungshandlungen in Kenntnis 
zu setzen.

(4) Durch die Vertretungsbefugnis des Jugendwohlfahrtsträgers wird die 
Vertretungsbefugnis des sonstigen gesetzlichen Vertreters nicht eingeschränkt, 
jedoch gilt § 169 sinngemäß. Der Jugendwohlfahrtsträger und der sonstige 
gesetzliche Vertreter haben einander über ihre Vertretungshandlungen in Kenntnis 
zu setzen. 

(5) ... (5) Inhalt unverändert
§ 213. ... § 209. Inhalt unverändert
§ 214. (1) Die §§ 216, 234, 265, 266 und 267 gelten für den 

Jugendwohlfahrtsträger nicht. Dieser ist vor der Anlegung des Vermögens eines 
Minderjährigen nur im Fall des § 230e verpflichtet, die Zustimmung des Gerichtes 
einzuholen.

§ 210. (1) Die § 213,  224,  228,  229 und  230 gelten für den 
Jugendwohlfahrtsträger nicht. Dieser ist vor der Anlegung des Vermögens eines 
Minderjährigen nur im Fall des § 220 verpflichtet, die Zustimmung des Gerichtes 
einzuholen. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) Inhalt unverändert
§ 215. (1) Der Jugendwohlfahrtsträger hat die zur Wahrung des Wohles eines 

Minderjährigen erforderlichen gerichtlichen Verfügungen im Bereich der Obsorge 
zu beantragen. Bei Gefahr im Verzug kann er die erforderlichen Maßnahmen der 
Pflege und Erziehung vorläufig mit Wirksamkeit bis zur gerichtlichen 
Entscheidung selbst treffen 

§ 211. (1) Der Jugendwohlfahrtsträger hat die zur Wahrung des Wohles eines 
Minderjährigen erforderlichen gerichtlichen Verfügungen im Bereich der Obsorge 
zu beantragen. Bei Gefahr im Verzug kann er die erforderlichen Maßnahmen der 
Pflege und Erziehung vorläufig mit Wirksamkeit bis zur gerichtlichen 
Entscheidung selbst treffen

(2) Eine einstweilige Verfügung nach den §§ 382b und 382e EO sowie deren 
Vollzug kann der Jugendwohlfahrtsträger als Vertreter des Minderjährigen 
beantragen, wenn der sonstige gesetzliche Vertreter einen erforderlichen Antrag 
nicht unverzüglich gestellt hat; § 212 Abs. 4 gilt hiefür entsprechend.

(2) Eine einstweilige Verfügung nach den §§ 382b und 382e EO sowie deren 
Vollzug kann der Jugendwohlfahrtsträger als Vertreter des Minderjährigen 
beantragen, wenn der sonstige gesetzliche Vertreter einen erforderlichen Antrag 
nicht unverzüglich gestellt hat; § 208 Abs. 4gilt hiefür entsprechend.

§ 215a. ... § 212. Inhalt unverändert
Besondere Pflichten und Rechte anderer mit der Obsorge betrauter Personen Besondere Pflichten und Rechte anderer mit der Obsorge betrauter Personen 

a) in Angelegenheiten der Pflege und Erziehung a) in Angelegenheiten der Pflege und Erziehung 
§ 216. (1) Ist eine andere Person mit der Obsorge betraut, so hat sie, soweit 

nicht anderes bestimmt ist, in wichtigen, die Person des Kindes betreffenden 
Angelegenheiten, insbesondere in den Angelegenheiten des § 154 Abs. 2, die 
Genehmigung des Gerichtes einzuholen. Ohne Genehmigung getroffene 
Maßnahmen oder Vertretungshandlungen sind unzulässig und unwirksam, sofern 

§ 213. (1) Ist eine andere Person mit der Obsorge betraut, so hat sie, soweit 
nicht anderes bestimmt ist, in wichtigen, die Person des Kindes betreffenden 
Angelegenheiten, insbesondere in den Angelegenheiten des § 167 Abs. 2, die 
Genehmigung des Gerichtes einzuholen. Ohne Genehmigung getroffene 
Maßnahmen oder Vertretungshandlungen sind unzulässig und unwirksam, sofern 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nicht Gefahr im Verzug vorliegt. nicht Gefahr im Verzug vorliegt.

(2) ... (2) Inhalt unverändert
b) in Angelegenheiten der Vermögensverwaltung b) in Angelegenheiten der Vermögensverwaltung 

§ 229. (1) ... § 214. (1) Inhalt unverändert
(2) Auf Vertretungshandlungen und Einwilligungen in 

Vermögensangelegenheiten ist § 154 Abs. 3 und 4 sinngemäß anzuwenden.
(2) Auf Vertretungshandlungen und Einwilligungen in 

Vermögensangelegenheiten ist § 167 Abs. 3 und § 168 sinngemäß anzuwenden. 
 Anlegung von Mündelgeld 
§ 230. (1) bis (2)... § 215. (1) bis (2) Inhalt unverändert
§ 230a. Spareinlagen bei einem inländischen Kreditinstitut, die zur 

Entgegennahme von Spareinlagen berechtigt ist, sind zur Anlegung von 
Mündelgeld geeignet, wenn sie auf den Namen des Mündels lauten, ausdrücklich 
die Bezeichnung “Mündelgeld” tragen und entweder allgemein für die 
Verbindlichkeiten des Kreditinstitutes der Bund oder eines der Länder oder für die 
Verzinsung und Rückzahlung der Mündelgeldspareinlagen im besonderen ein von 
dem Kreditinstitut gebildeter, jederzeit mit der jeweiligen Höhe solcher Einlagen 
übereinstimmender unbelasteter Deckungsstock haftet. Dieser Deckungsstock hat 
ausschließlich in mündelsicheren Wertpapieren (§ 230b), in 
Hypothekarforderungen mit gesetzgemäßer Sicherheit (§ 230c), in Forderungen, 
für die der Bund oder eines der Länder haftet, oder in Bargeld zu bestehen.

§ 216. Spareinlagen bei einem inländischen Kreditinstitut, die zur 
Entgegennahme von Spareinlagen berechtigt ist, sind zur Anlegung von 
Mündelgeld geeignet, wenn sie auf den Namen des Mündels lauten, ausdrücklich 
die Bezeichnung “Mündelgeld” tragen und entweder allgemein für die 
Verbindlichkeiten des Kreditinstitutes der Bund oder eines der Länder oder für die 
Verzinsung und Rückzahlung der Mündelgeldspareinlagen im besonderen ein von 
dem Kreditinstitut gebildeter, jederzeit mit der jeweiligen Höhe solcher Einlagen 
übereinstimmender unbelasteter Deckungsstock haftet. Dieser Deckungsstock hat 
ausschließlich in mündelsicheren Wertpapieren (§ 217), in Hypothekarforderungen 
mit gesetzgemäßer Sicherheit (§ 218), in Forderungen, für die der Bund oder eines 
der Länder haftet, oder in Bargeld zu bestehen.

§ 230b. ... § 217. Inhalt unverändert
 1. bis 5. ... 1. bis 5. Inhalt unverändert

§ 239c. (1) ... § 218. (1) Inhalt unverändert
(2) Es darf jedoch eine Liegenschaft nicht über die Hälfte des Verkehrswertes 

belastet werden. Bei Weingärten, Wäldern und anderen Liegenschaften, deren 
Ertrag auf ähnlichen dauernden Anpflanzungen beruht, ist die Belastungsgrenze 
ohne Berücksichtigung des Wertes der Kulturgattung vom Grundwert zu 
errechnen. Ebenso ist bei industriell oder gewerblich genutzten Liegenschaften 
vom bloßen Grundwert auszugehen, doch sind von diesem die Kosten der 
Freimachung der Liegenschaft von industriell oder gewerblich genutzten 
Baulichkeiten abzuziehen. Die Art (Widmung, Nutzung) der Liegenschaft und die 
maßgebende Belastungsgrenze sind durch einen allgemein beeideten gerichtlichen 
Sachverständigen festzustellen. 

(2) Es darf jedoch eine Liegenschaft nicht über die Hälfte des Verkehrswertes 
belastet werden. Bei Weingärten, Wäldern und anderen Liegenschaften, deren 
Ertrag auf ähnlichen dauernden Anpflanzungen beruht, ist die Belastungsgrenze 
ohne Berücksichtigung des Wertes der Kulturgattung vom Grundwert zu 
errechnen. Ebenso ist bei industriell oder gewerblich genutzten Liegenschaften 
vom bloßen Grundwert auszugehen, doch sind von diesem die Kosten der 
Freimachung der Liegenschaft von industriell oder gewerblich genutzten 
Baulichkeiten abzuziehen. 

§ 230d. (1) bis (2) ... § 219. (1) bis (2) Inhalt unverändert
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 230e. (1) bis (2)... § 220. (1) bis (2) Inhalt unverändert

 1. bis 2. ... 1. bis 2. Inhalt unverändert
§ 231. ... § 222. Inhalt unverändert
§ 232. ... § 223. Inhalt unverändert
§ 234. ... § 224. Inhalt unverändert

Änderungen in der Obsorge Änderungen in der Obsorge 
§ 250.  ... § 225. Inhalt unverändert
§ 253. Das Gericht hat die Obsorge an eine andere Person zu übertragen, 

wenn das Wohl des minderjährigen Kindes dies erfordert, insbesondere wenn die 
mit der Obsorge betraute Person ihre Verpflichtungen aus § 145b nicht erfüllt, 
einer der Umstände des § 188 Abs. 2 eintritt oder bekannt wird oder die Person, 
die bisher mit der Obsorge betraut war, stirbt.

§ 226. Das Gericht hat die Obsorge an eine andere Person zu übertragen, 
wenn das Wohl des minderjährigen Kindes dies erfordert, insbesondere wenn die 
mit der Obsorge betraute Person ihre Verpflichtungen aus § 159 nicht erfüllt, einer 
der Umstände des § 205 Abs. 2 eintritt oder bekannt wird oder die Person, die 
bisher mit der Obsorge betraut war, stirbt.

Haftung Haftung 
§ 264. (1) Die nach § 187 mit der Obsorge betrauten Personen haften dem 

Kind gegenüber für jeden durch ihr Verschulden verursachten Schaden.
§ 227. (1) Die nach § 204 mit der Obsorge betrauten Personen haften dem 

Kind gegenüber für jeden durch ihr Verschulden verursachten Schaden.
(2) ... (2) Inhalt unverändert
§ 265. Der Richter kann die Ersatzpflicht nach § 264 insoweit mäßigen oder 

ganz erlassen, als sie die mit der Obsorge betraute Person unter Berücksichtigung 
aller Umstände, insbesondere des Grades des Verschuldens oder eines besonderen 
Naheverhältnisses zwischen dem minderjährigen Kind und der mit der Obsorge 
betrauten Person, unbillig hart träfe. 

§ 228. Der Richter kann die Ersatzpflicht nach § 227 insoweit mäßigen oder 
ganz erlassen, als sie die mit der Obsorge betraute Person unter Berücksichtigung 
aller Umstände, insbesondere des Grades des Verschuldens oder eines besonderen 
Naheverhältnisses zwischen dem minderjährigen Kind und der mit der Obsorge 
betrauten Person, unbillig hart träfe.

Entschädigung Entschädigung 
§ 266. (1) Der nach § 187 mit der Obsorge betrauten Person gebührt unter 

Bedachtnahme auf Art und Umfang ihrer Tätigkeit und des damit gewöhnlich 
verbundenen Aufwands an Zeit und Mühe eine jährliche Entschädigung, soweit 
dadurch die Befriedigung der Lebensbedürfnisse des Kindes nicht gefährdet wird.

§ 229. (1) Der nach § 204 mit der Obsorge betrauten Person gebührt unter 
Bedachtnahme auf Art und Umfang ihrer Tätigkeit und des damit gewöhnlich 
verbundenen Aufwands an Zeit und Mühe eine jährliche Entschädigung, soweit 
dadurch die Befriedigung der Lebensbedürfnisse des Kindes nicht gefährdet wird. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) unverändert
Entgelt und Aufwandsersatz Entgelt und Aufwandsersatz 

§ 267. (1) ... § 230. (1) Inhalt unverändert
(2) bis (3) ... (2) bis (3) Inhalt unverändert
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 Fünftes Hauptstück 

 Kindesunterhalt 

§ 140. (1) bis (3) … § 231. (1) bis (3) Inhalt unverändert
 (4) Vereinbarungen, wonach sich ein Elternteil dem anderen gegenüber 

verpflichtet, für den Unterhalt des Kindes allein oder überwiegend aufzukommen 
und den anderen für den Fall der Inanspruchnahme mit der Unterhaltspflicht 
schad- und klaglos zu halten, sind unwirksam, sofern sie nicht im Rahmen einer 
umfassenden Regelung der Folgen einer Scheidung vor Gericht geschlossen 
werden.

§ 141. Soweit die Eltern nach ihren Kräften zur Leistung des Unterhalts nicht 
imstande sind, schulden ihn die Großeltern nach den den Lebensverhältnissen der 
Eltern angemessenen Bedürfnissen des Kindes. Im übrigen gilt der § 140 
sinngemäß; der Unterhaltsanspruch eines Enkels mindert sich jedoch auch 
insoweit, als ihm die Heranziehung des Stammes eigenen Vermögens zumutbar 
ist. Überdies hat ein Großelternteil nur insoweit Unterhalt zu leisten, als er 
dadurch bei Berücksichtigung seiner sonstigen Sorgepflichten den eigenen 
angemessenen Unterhalt nicht gefährdet.

§ 232. Soweit die Eltern nach ihren Kräften zur Leistung des Unterhalts nicht 
imstande sind, schulden ihn die Großeltern nach den den Lebensverhältnissen der 
Eltern angemessenen Bedürfnissen des Kindes. Im Übrigen gilt der § 231 
sinngemäß; der Unterhaltsanspruch eines Enkels mindert sich jedoch auch 
insoweit, als ihm die Heranziehung des Stammes eigenen Vermögens zumutbar 
ist. Überdies hat ein Großelternteil nur insoweit Unterhalt zu leisten, als er dadurch 
bei Berücksichtigung seiner sonstigen Sorgepflichten den eigenen angemessenen 
Unterhalt nicht gefährdet.

§ 142. … § 233. Inhalt unverändert
§ 143. (1) bis (3) … § 234. (1) bis (3) Inhalt unverändert

 Ansprüche im Zusammenhang mit der Geburt 

§ 168. (1) Der Vater ist verpflichtet, der Mutter die Kosten der Entbindung 
sowie die Kosten ihres Unterhaltes für die ersten sechs Wochen nach der 
Entbindung und, falls infolge der Entbindung weitere Auslagen notwendig 
werden, auch diese zu ersetzen. 

§ 235. (1) Der Vater ist verpflichtet, der Mutter die Kosten der Entbindung 
sowie die Kosten ihres Unterhaltes für die ersten acht Wochen nach der 
Entbindung und, falls infolge der Entbindung weitere Auslagen notwendig 
werden, auch diese zu ersetzen.

(2) … (2) Inhalt unverändert
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Fünftes Hauptstück Sechstes Hauptstück 

Von der Sachwalterschaft, der sonstigen gesetzlichen Vertretung und der 
Vorsorgevollmacht 

Von der Sachwalterschaft, der sonstigen gesetzlichen Vertretung und der 
Vorsorgevollmacht 

Voraussetzungen für die Bestellung eines Sachwalters oder Kurators Voraussetzungen für die Bestellung eines Sachwalters oder Kurators 
a) für behinderte Personen; a) für behinderte Personen; 

§ 268. (1) bis (4) ... § 268. (1) bis (4) unverändert
d) im Kollisionsfall d) im Kollisionsfall 

§ 271. (1) ... § 271. (1) unverändert
(2) Der Bestellung eines Kurators bedarf es nicht, wenn eine Gefährdung der 

Interessen des minderjährigen Kindes oder der sonst nicht voll handlungsfähigen 
Person nicht zu besorgen ist und die Interessen des minderjährigen Kindes oder 
der sonst nicht voll handlungsfähigen Person vom Gericht ausreichend 
wahrgenommen werden können. Dies gilt im Allgemeinen in Verfahren zur 
Durchsetzung der Rechte des Kindes nach § 140 und § 148, auch wenn es durch 
den betreuenden Elternteil vertreten wird, sowie in Verfahren über Ansprüche 
nach § 266 Abs. 1 und 2 oder § 267. 

(2) Der Bestellung eines Kurators bedarf es nicht, wenn eine Gefährdung der 
Interessen des minderjährigen Kindes oder der sonst nicht voll handlungsfähigen 
Person nicht zu besorgen ist und die Interessen des minderjährigen Kindes oder 
der sonst nicht voll handlungsfähigen Person vom Gericht ausreichend 
wahrgenommen werden können. Dies gilt im Allgemeinen in Verfahren zur 
Durchsetzung der Rechte des Kindes nach §§ 187, 188 und 231, auch wenn es 
durch den betreuenden Elternteil vertreten wird, sowie in Verfahren über 
Ansprüche nach § 229 Abs. 1 und 2 oder § 230.

Rechte und Pflichten Rechte und Pflichten 
§ 275. (1) bis (2) ... § 275. (1) bis (2) unverändert
(3) In Vermögensangelegenheiten gelten die §§ 229 bis 234 sinngemäß. (3) In Vermögensangelegenheiten gelten die §§ 214 bis 224 sinngemäß.

Änderung und Beendigung Änderung und Beendigung 
§ 278. (1) Das Gericht hat die Sachwalterschaft (Kuratel) auf Antrag oder 

von Amts wegen einer anderen Person zu übertragen, wenn der Sachwalter 
(Kurator) stirbt, nicht die erforderliche Eignung aufweist, ihm die Ausübung des 
Amtes nicht zugemutet werden kann, einer der Umstände des § 273 Abs. 2 eintritt 
oder bekannt wird oder das Wohl des Pflegebefohlenen dies aus anderen Gründen 
erfordert. § 145 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden.

§ 278. (1) Das Gericht hat die Sachwalterschaft (Kuratel) auf Antrag oder von 
Amts wegen einer anderen Person zu übertragen, wenn der Sachwalter (Kurator) 
stirbt, nicht die erforderliche Eignung aufweist, ihm die Ausübung des Amtes 
nicht zugemutet werden kann, einer der Umstände des § 273 Abs. 2 eintritt oder 
bekannt wird oder das Wohl des Pflegebefohlenen dies aus anderen Gründen 
erfordert. § 178 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden.

(2) Der Sachwalter (Kurator) ist auf Antrag oder von Amts wegen zu 
entheben, wenn die Voraussetzungen für seine Bestellung nach den §§ 268 bis 272 
wegfallen; fallen diese Voraussetzungen nur für einen Teil der dem Sachwalter 
(Kurator) übertragenen Angelegenheiten weg, so ist sein Wirkungskreis 
einzuschränken. Sein Wirkungskreis ist zu erweitern, wenn dies erforderlich ist. 
Stirbt der Pflegebefohlene, so erlischt die Sachwalterschaft (Kuratel). § 172 Abs. 2 

(2) Der Sachwalter (Kurator) ist auf Antrag oder von Amts wegen zu 
entheben, wenn die Voraussetzungen für seine Bestellung nach den §§ 268 bis 272 
wegfallen; fallen diese Voraussetzungen nur für einen Teil der dem Sachwalter 
(Kurator) übertragenen Angelegenheiten weg, so ist sein Wirkungskreis 
einzuschränken. Sein Wirkungskreis ist zu erweitern, wenn dies erforderlich ist. 
Stirbt der Pflegebefohlene, so erlischt die Sachwalterschaft (Kuratel). § 183 Abs. 2 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sind sinngemäß anzuwenden. sind sinngemäß anzuwenden.

(3) ... (3) unverändert
§ 284c. (1) Nächste Angehörige sind die Eltern, volljährige Kinder, der im 

gemeinsamen Haushalt mit der vertretenen Person lebende Ehegatte oder 
eingetragene Partner und der Lebensgefährte, wenn dieser mit der vertretenen 
Person seit mindestens drei Jahren im gemeinsamen Haushalt lebt.

(2) Sind mehrere Angehörige vertretungsbefugt, so genügt die Erklärung 
einer Person. Liegen dem Erklärungsempfänger widerstreitende Erklärungen vor, 
so ist keine wirksam. Für die Vertretung in zivilgerichtlichen Verfahren gilt § 154a 
sinngemäß. 

§ 284c. (1) ... § 284c. unverändert
(2) Sind mehrere Angehörige vertretungsbefugt, so genügt die Erklärung 

einer Person. Liegen dem Erklärungsempfänger widerstreitende Erklärungen vor, 
so ist keine wirksam. Für die Vertretung in zivilgerichtlichen Verfahren gilt 
§ 154a sinngemäß.

(2) Sind mehrere Angehörige vertretungsbefugt, so genügt die Erklärung 
einer Person. Liegen dem Erklärungsempfänger widerstreitende Erklärungen vor, 
so ist keine wirksam. Für die Vertretung in zivilgerichtlichen Verfahren gilt § 169 
sinngemäß. 

Erwerbung des Besitzes. Erwerbung des Besitzes. 
Fähigkeit der Person zur Besitzerwerbung. Fähigkeit der Person zur Besitzerwerbung. 

§ 310. Kinder unter sieben Jahren und Personen über sieben Jahre, die den 
Gebrauch der Vernunft nicht haben, können - außer in den Fällen des § 151 Abs. 3 
und § 280 Abs. 2 - Besitz nur durch ihren gesetzlichen Vertreter erwerben. Im 
übrigen ist die Fähigkeit zum selbständigen Besitzerwerb gegeben.

§ 310. Kinder unter sieben Jahren und Personen über sieben Jahre, die den 
Gebrauch der Vernunft nicht haben, können - außer in den Fällen des § 170 Abs. 3 
und § 280 Abs. 2 - Besitz nur durch ihren gesetzlichen Vertreter erwerben. Im 
übrigen ist die Fähigkeit zum selbständigen Besitzerwerb gegeben.

Erfordernisse eines gültigen Vertrages: Erfordernisse eines gültigen Vertrages: 
1) Fähigkeiten der Personen. 1) Fähigkeiten der Personen. 

§ 865. Kinder unter sieben Jahren und Personen über sieben Jahre, die den 
Gebrauch der Vernunft nicht haben, sind - außer in den Fällen des § 151 Abs. 3 - 
unfähig, ein Versprechen zu machen oder es anzunehmen. Andere Minderjährige 
oder Personen, denen ein Sachwalter bestellt ist, können zwar ein bloß zu ihrem 
Vorteil gemachtes Versprechen annehmen; wenn sie aber eine damit verknüpfte 
Last übernehmen oder selbst etwas versprechen, hängt - außer in den Fällen des 
§ 151 Abs. 3 und des § 280 Abs. 2 - die Gültigkeit des Vertrages nach den in dem 
dritten und vierten Hauptstück des ersten Teiles gegebenen Vorschriften in der 
Regel von der Einwilligung des Vertreters oder zugleich des Gerichtes ab. Bis 
diese Einwilligung erfolgt, kann der andere Theil nicht zurücktreten, aber eine 
angemessene Frist zur Erklärung verlangen.

§ 865. Kinder unter sieben Jahren und Personen über sieben Jahre, die den 
Gebrauch der Vernunft nicht haben, sind - außer in den Fällen des § 170 Abs. 3 - 
unfähig, ein Versprechen zu machen oder es anzunehmen. Andere Minderjährige 
oder Personen, denen ein Sachwalter bestellt ist, können zwar ein bloß zu ihrem 
Vorteil gemachtes Versprechen annehmen; wenn sie aber eine damit verknüpfte 
Last übernehmen oder selbst etwas versprechen, hängt - außer in den Fällen des 
§ 170 Abs. 3 und des § 280 Abs. 2 - die Gültigkeit des Vertrages nach den in dem 
dritten und vierten Hauptstück des ersten Teiles gegebenen Vorschriften in der 
Regel von der Einwilligung des Vertreters oder zugleich des Gerichtes ab. Bis 
diese Einwilligung erfolgt, kann der andere Theil nicht zurücktreten, aber eine 
angemessene Frist zur Erklärung verlangen.

Gerichtliche und gesetzliche Bevollmächtigung. Gerichtliche und gesetzliche Bevollmächtigung. 
§ 1034. Das Recht der Großeltern, der Pflegeeltern, anderer mit der Obsorge § 1034. Das Recht der Großeltern, der Pflegeeltern, anderer mit der Obsorge 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
betrauter Personen, der Sachwalter und Kuratoren, die Geschäfte ihrer 
Pflegebefohlenen zu verwalten, gründet sich auf die Anordnung des Gerichts. Die 
Eltern (ein Elternteil) werden unmittelbar durch das Gesetz mit der Vertretung 
ihrer minderjährigen Kinder betraut; Gleiches gilt nach Maßgabe der §§ 211, 212 
und 215 Abs. 1 letzter Satz für Jugendwohlfahrtsträger und nach Maßgabe der 
§§ 284b bis 284e für nächste Angehörige.

betrauter Personen, der Sachwalter und Kuratoren, die Geschäfte ihrer 
Pflegebefohlenen zu verwalten, gründet sich auf die Anordnung des Gerichts. Die 
Eltern (ein Elternteil) werden unmittelbar durch das Gesetz mit der Vertretung 
ihrer minderjährigen Kinder betraut; Gleiches gilt nach Maßgabe der §§ 207, 208 
und 211 Abs. 1 letzter Satz für Jugendwohlfahrtsträger und nach Maßgabe der 
§§ 284b bis 284e für nächste Angehörige.

 Fünftes Hauptstück 
 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Februar 2013 
 § 1503. (1) Für das Inkrafttreten des Kindschafts- und Namensrechts-

Änderungsgesetzes 2012, BGBl. I xxx/2012, gilt Folgendes:
  1. Das KindNamRÄG 2012 tritt, soweit im Folgenden nichts anderes 

bestimmt ist, mit 1. Februar 2013 in Kraft.
  2. Die §§ 93 bis 93c in der Fassung dieses Bundesgesetzes sind auf 

Ehegatten anzuwenden, die die Ehe nach dem 31. März 2013 schließen. 
  3. Die §§ 155 bis 157 in der Fassung dieses Bundesgesetzes sind auf Kinder 

anzuwenden, deren Geburt nach dem 31. März 2013 beurkundet wird. 
§ 139 in der Fassung des NamRÄG 1995, BGBl. Nr. 25/1995, ist auf 
Kinder anzuwenden, deren Geburt vor dem 1. April 2013 beurkundet 
wird. 

  4. Ehegatten, die die Ehe vor dem 1. April 2013 geschlossen haben, sowie 
Kinder, deren Geburt oder Annahme an Kindesstatt vor diesem Zeitpunkt 
beurkundet worden ist, können ihre Namen ab dem 1. Juni 2013 nach den 
Regeln dieses Bundesgesetzes bestimmen.

  5. Unbeschadet der Z 6 sind die §§ 93 Abs. 2 und 155 Abs. 2 in der Fassung 
dieses Bundesgesetzes anzuwenden, wenn die Änderung des 
Familiennamens des Ehegatten oder der Eltern oder eines Elternteils nach 
dem 31. März 2013 beurkundet wird.

  6. Rechte und Pflichten zum Gebrauch eines Namens, die auf Grund eines 
vor dem 1. April 2013 erfolgten namensrechtlich bedeutsamen Ereignisses 
erworben oder entstanden sind, bleiben unberührt.

  7. § 142 samt Überschrift in der Fassung dieses Bundesgesetzes ist, außer in 
vor dem auf die Kundmachung folgenden Tag anhängig gemachten 
gerichtlichen Verfahren auch auf Anerkenntnisse anzuwenden, die vor 
dem Inkrafttreten des § 142 erklärt worden sind. § 142 tritt mit dem auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
die Kundmachung dieses Bundesgesetzes  im Bundesgesetzblatt 
folgenden Tag in Kraft.

  8. Verordnungen zur Durchführung dieses Bundesgesetzes können ab dem 
auf die Kundmachung im Bundesgesetzblatt folgenden Tag an erlassen 
werden; sie treten frühestens mit 1. Februar 2013 in Kraft.“

Artikel 2 

Änderung des Außerstreitgesetzes 
3. Abschnitt entfällt 

Legitimation durch den Bundespräsidenten entfällt 
§ 92. (1) Die Legitimation durch Entschließung des Bundespräsidenten kann 

jeder Elternteil oder das Kind beantragen. Ist das Kind minderjährig, so bedarf die 
Antragstellung der Bewilligung des Pflegschaftsgerichts.

entfällt 

(2) Das Gericht hat die Lebensverhältnisse des Kindes und der Eltern, die 
Beziehungen zwischen den Eltern und dem Kind sowie den Grund, aus dem die 
Eheschließung unterblieben ist, zu erheben, sich zum Antrag zu äußern und diesen 
unmittelbar dem Bundesminister für Justiz vorzulegen. Findet dieser keine 
Bedenken gegen die Bewilligung des Gesuches, so hat er dem Bundespräsidenten 
die Ehelicherklärung des Kindes vorzuschlagen. Der Bundesminister für Justiz 
und der Bundespräsident können das Gericht um ergänzende Beweisaufnahmen 
ersuchen.

 

(3) Die Entschließung des Bundespräsidenten wird mit dem Tag ihrer 
Unterfertigung wirksam. Das Gericht hat den Parteien die Ehelicherklärung 
mitzuteilen.

 

(4) In Verfahren über die Legitimation eines minderjährigen Kindes findet 
ein Kostenersatz nicht statt. 

 

Regelung der Scheidungsfolgen Regelung der Scheidungsfolgen 
§ 95. (1) ... § 95. (1) unverändert
 (1a) Vor Abschluss oder Vorlage einer Regelung der Scheidungsfolgen bei 

Gericht haben die Parteien zu bescheinigen, dass sie sich über die spezifischen aus 
der Scheidung resultierenden Bedürfnisse ihrer minderjährigen Kinder bei einer 
anerkannten Einrichtung haben beraten lassen.

(2) bis (3) ... (2) bis (3) unverändert
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
7. Abschnitt Siebenter Abschnitt 

Regelung der Obsorge und des persönlichen Verkehrs zwischen Eltern und 
minderjährigen Kindern 

Regelung der Obsorge und der persönlichen Kontakte 

Besondere Verfahrensfähigkeit Minderjähriger entfällt 
§ 104. (1) Minderjährige, die das vierzehnte Lebensjahr vollendet haben, 

können in Verfahren über Pflege und Erziehung oder über das Recht auf 
persönlichen Verkehr selbständig vor Gericht handeln. Soweit die 
Verständnisfähigkeit des Minderjährigen dies erfordert, hat das Gericht - 
spätestens anlässlich der Befragung - dafür zu sorgen, dass dieser seine 
Verfahrensrechte wirksam wahrnehmen kann; auf bestehende 
Beratungsmöglichkeiten ist er hinzuweisen.

§ 104. (1) Minderjährige, die das vierzehnte Lebensjahr vollendet haben, 
können in Verfahren über Pflege und Erziehung oder über die persönlichen 
Kontakte selbständig vor Gericht handeln. Soweit die Verständnisfähigkeit des 
Minderjährigen dies erfordert, hat das Gericht - spätestens anlässlich der 
Befragung - dafür zu sorgen, dass dieser seine Verfahrensrechte wirksam 
wahrnehmen kann; auf bestehende Beratungsmöglichkeiten ist er hinzuweisen. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) unverändert
Kinderbeistand Kinderbeistand 

§ 104a. (1) In Verfahren über die Obsorge oder über das Recht auf 
persönlichen Verkehr ist Minderjährigen unter 14 Jahren, bei besonderem Bedarf 
mit deren Zustimmung auch Minderjährigen unter 16 Jahren, ein Kinderbeistand 
zu bestellen, wenn es im Hinblick auf die Intensität der Auseinandersetzung 
zwischen den übrigen Parteien zur Unterstützung des Minderjährigen geboten ist 
und dem Gericht geeignete Personen zur Verfügung stehen. Das Gericht kann zum 
Kinderbeistand nur vom Bundesministerium für Justiz oder in dessen Auftrag von 
der Justizbetreuungsagentur namhaft gemachte Personen bestellen. Namhaft 
gemacht werden können nur Personen, die insbesondere nach ihrem Beruf, ihrer 
beruflichen Erfahrung im Umgang mit Kindern und Jugendlichen und ihrer 
Ausbildung für diese Tätigkeit geeignet sind.

§ 104a. (1) In Verfahren über die Obsorge oder über die persönlichen 
Kontakte ist Minderjährigen unter 14 Jahren, bei besonderem Bedarf mit deren 
Zustimmung auch Minderjährigen unter 16 Jahren, ein Kinderbeistand zu 
bestellen, wenn es im Hinblick auf die Intensität der Auseinandersetzung zwischen 
den übrigen Parteien zur Unterstützung des Minderjährigen geboten ist und dem 
Gericht geeignete Personen zur Verfügung stehen. Das Gericht kann zum 
Kinderbeistand nur vom Bundesministerium für Justiz oder in dessen Auftrag von 
der Justizbetreuungsagentur namhaft gemachte Personen bestellen. Namhaft 
gemacht werden können nur Personen, die insbesondere nach ihrem Beruf, ihrer 
beruflichen Erfahrung im Umgang mit Kindern und Jugendlichen und ihrer 
Ausbildung für diese Tätigkeit geeignet sind.

(2) bis (6) ... (2) bis (6) unverändert
Befragung Minderjähriger Befragung Minderjähriger 

§ 105. (1) Das Gericht hat Minderjährige in Verfahren über Pflege und 
Erziehung oder das Recht auf persönlichen Verkehr persönlich zu hören. Der 
Minderjährige kann auch durch den Jugendwohlfahrtsträger, durch Einrichtungen 
der Jugendgerichtshilfe oder in anderer geeigneter Weise, etwa durch 
Sachverständige, gehört werden, wenn er das zehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, wenn dies seine Entwicklung oder sein Gesundheitszustand 
erfordert oder wenn sonst eine Äußerung der ernsthaften und unbeeinflussten 

§ 105. (1) Das Gericht hat Minderjährige in Verfahren über Pflege und 
Erziehung oder die persönlichen Kontakte persönlich zu hören. Der Minderjährige 
kann auch durch den Jugendwohlfahrtsträger, durch Einrichtungen der 
Jugendgerichtshilfe. die Familiengerichtshilfe oder in anderer geeigneter Weise, 
etwa durch Sachverständige, gehört werden, wenn er das zehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, wenn dies seine Entwicklung oder sein Gesundheitszustand 
erfordert oder wenn sonst eine Äußerung der ernsthaften und unbeeinflussten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Meinung des Minderjährigen nicht zu erwarten ist. Meinung des Minderjährigen nicht zu erwarten ist.

(2) ... (2) unverändert
Befragung des Jugendwohlfahrtsträgers Befragung des Jugendwohlfahrtsträgers 

§ 106. Der Jugendwohlfahrtsträger kann vor Verfügungen über Pflege und 
Erziehung oder über das Recht auf persönlichen Verkehr sowie vor der 
Genehmigung von Vereinbarungen über diese Angelegenheiten gehört werden.

§ 106. Der Jugendwohlfahrtsträger kann vor Verfügungen über Pflege und 
Erziehung oder über die persönlichen Kontakte sowie vor der Genehmigung von 
Vereinbarungen über diese Angelegenheiten gehört werden.

 Familiengerichtshilfe 

 § 106a. (1) Die Familiengerichtshilfe unterstützt das Gericht auf dessen 
Auftrag bei der Sammlung der Entscheidungsgrundlagen, der Anbahnung einer 
gütlichen Einigung und der Information der Parteien in Verfahren über die 
Obsorge oder die persönlichen Kontakte.

 (2) Die Familiengerichtshilfe ist berechtigt, Personen, die über die 
Lebensumstände eines minderjährigen Kindes Auskünfte erteilen könnten, zu 
laden und zu befragen, sowie unmittelbaren Kontakt mit dem Kind herzustellen. 
Personen, in deren Obhut das Kind steht, sind verpflichtet, einen solchen Kontakt 
zu dulden. Gegen Personen, die ihre Pflicht zur Mitwirkung an Erhebungen der 
Familiengerichtshilfe verletzen, kann das Gericht angemessene Zwangsmittel nach 
§ 79 Abs. 2 anordnen. § 20 Abs. 1 erster Satz ist bei Erhebungen der 
Familiengerichtshilfe nicht anzuwenden.

 (3) Die Sicherheitsbehörden, Staatsanwaltschaften, Gerichte sowie 
Einrichtungen zur Unterrichtung, Betreuung und Behandlung minderjähriger 
Personen haben den bei der Familiengerichtshilfe tätigen Personen die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Einsicht in die Akten und 
Aufzeichnungen zu gewähren; den Jugendwohlfahrtsträger trifft nur die Pflicht zur 
Auskunftserteilung. Die bei der Familiengerichtshilfe tätigen Personen sind, außer 
wenn sie eine amtliche Mitteilung zu machen haben, jedermann gegenüber zur 
Verschwiegenheit über die in Ausübung ihrer Tätigkeit gemachten, im Interesse 
eines Beteiligten geheim zu haltenden Wahrnehmungen verpflichtet.

 (4) Die bei der Familiengerichtshilfe tätigen Personen erstatten dem Gericht 
mündlich oder schriftlich Bericht. Für die Ablehnung einer bei der 
Familiengerichtshilfe tätigen Person gelten die Bestimmungen über die Ablehnung 
eines Sachverständigen sinngemäß.

 § 106b. (1) Die Bundesministerin für Justiz wird ermächtigt, nach Maßgabe 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der budgetären, organisatorischen, technischen und personellen Möglichkeiten 
sowie unter Bedachtnahme auf die wirtschaftliche Vertretbarkeit mit Verordnung 
anzuordnen, für welche Bezirksgerichte eine Familiengerichtshilfe eingerichtet 
wird. Soweit es möglich und erforderlich ist, sind der Familiengerichtshilfe im 
Gerichtsgebäude die nötigen Räumlichkeiten und 
Telekommunikationseinrichtungen unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.

 (2) Für jene Bezirksgerichte in Wien, für die keine Familiengerichtshilfe 
eingerichtet ist, fungiert die Wiener Jugendgerichtshilfe als Familiengerichtshilfe. 

 (3) Bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben stehen die in der Familiengerichtshilfe 
tätigen Personen den Beamten im Sinne des § 74 Abs. 1 Z 4 StGB gleich. Sie sind 
mit einem Dienstausweis des Bundes auszustatten.

Besondere Verfahrensbestimmungen Besondere Verfahrensbestimmungen 
§ 107. (1) Im Verfahren über die Obsorge oder über das Recht auf 

persönlichen Verkehr
§ 107. (1) Im Verfahren über die Obsorge oder die persönlichen Kontakte 

 1. ist den Parteien auf Antrag eine Ausfertigung der Entscheidung ohne 
Begründung oder eine Urkunde, in der der Umfang der Betrauung mit der 
Obsorge umschrieben ist, auszustellen; 

 1. können sich die Parteien nur durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen; 

 2. können angefochtene Beschlüsse auch zu Ungunsten der anfechtenden 
Partei abgeändert werden, wenn dies das Wohl des betroffenen 
Minderjährigen verlangt; 

 2. ist den Parteien auf Antrag eine Ausfertigung der Entscheidung ohne 
Begründung oder eine Urkunde, in der der Umfang der Betrauung mit der 
Obsorge umschrieben ist, auszustellen;

 3. findet ein Abänderungsverfahren nicht statt.  3. können angefochtene Beschlüsse auch zu Ungunsten der anfechtenden 
Partei abgeändert werden, wenn dies das Wohl des betroffenen 
Minderjährigen verlangt;

 4. findet ein Abänderungsverfahren nicht statt.
 (2) Das Gericht kann die Obsorge und die Ausübung des Rechts auf 

persönlichen Verkehr auch vorläufig einräumen. 
(2) Das Gericht hat die Obsorge und die Ausübung des Rechts auf 

persönliche Kontakte nach Maßgabe des Kindeswohls, insbesondere zur 
Aufrechterhaltung der verlässlichen Kontakte und zur Schaffung von 
Rechtsklarheit, auch vorläufig einzuräumen oder zu entziehen. Dies kann 
besonders nach Auflösung der häuslichen Gemeinschaft der Eltern erforderlich 
sein, wenn durch eine vorläufige Regelung der Obsorge und der persönlichen 
Kontakte eine Beruhigung der Situation für das Kind zu erwarten ist. Dieser 
Entscheidung kommt vorläufige Verbindlichkeit und Vollstreckbarkeit zu, sofern 
das Gericht diese nicht ausschließt. Im Übrigen gilt § 44 sinngemäß.

 (3) In Verfahren über die Obsorge und die Ausübung des Rechts auf 3) Das Gericht hat die zur Sicherung des Kindeswohls im Verfahren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
persönlichen Verkehr findet ein Kostenersatz nicht statt. erforderlichen Maßnahmen anzuordnen, soweit dadurch nicht Interessen einer 

Partei, deren Schutz das Verfahren dient, gefährdet oder Belange der übrigen 
Parteien unzumutbar beeinträchtigt werden. Als derartige Maßnahmen kommen 
insbesondere in Betracht

 1. der verpflichtende Besuch einer Familien-, Eltern- oder 
Erziehungsberatung;

 2. die Teilnahme an einem Erstgespräch über Mediation oder 
über ein Schlichtungsverfahren;

 3. die Teilnahme an einer Beratung oder Schulung zum 
Umgang mit Gewalt und Aggression;

 4. das Verbot der Ausreise mit dem Kind und
 5. die Abnahme der Reisedokumente des Kindes.

 (4) Das Gericht kann zur Durchführung von Maßnahmen nach Abs. 3, die auf 
den Fortgang des Verfahrens Einfluss haben können, mit dem Verfahren, 
erforderlichenfalls auch mehrfach, innehalten. § 29 gilt entsprechend.

 (5) In Verfahren über die Obsorge und die persönlichen Kontakte findet ein 
Kostenersatz nicht statt.

 Besondere Entscheidungen bei vom Jugendwohlfahrtsträger gesetzten 
Maßnahmen 

 § 107a. (1) In Verfahren über einen Antrag des Jugendwohlfahrtsträgers nach 
§ 211 Abs. 1 zweiter Satz ABGB hat das Gericht auf Antrag des Kindes oder der 
Person, in deren Obsorge eingegriffen wurde, unverzüglich auszusprechen, ob die 
Maßnahme des Jugendwohlfahrtsträgers unzulässig oder vorläufig zulässig ist. 
Über den Antrag ist mündlich, tunlichst binnen vier Wochen, zu verhandeln. Am 
Ende der mündlichen Verhandlung hat das Gericht über die Unzulässigkeit oder 
vorläufige Zulässigkeit der Maßnahme zu entscheiden. Der Beschluss ist mündlich 
zu verkünden. Erklärt das Gericht die Maßnahme für unzulässig, so ist sie sogleich 
zu beenden, es sei denn, dass der Jugendwohlfahrtsträger in der Verhandlung 
sogleich Rekurs anmeldet und das Gericht diesem aufschiebende Wirkung 
zuerkennt; der Rekurs ist jedenfalls innerhalb von drei Tagen auszuführen. Gegen 
die vorläufige Zulässigerklärung ist ein Rechtsmittel nicht zulässig.

 (2) Hat der Jugendwohlfahrtsträger die Maßnahme beendet, so hat das 
Gericht auf Antrag des Kindes oder der Person, in deren Obsorge eingegriffen 
wurde, auszusprechen, ob die Maßnahme unzulässig war. Ein solcher Antrag kann 
binnen drei Monaten nach Beendigung der Maßnahme gestellt werden.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Besondere Entscheidungen im Besuchsverfahren Besondere Entscheidungen im Verfahren über das Recht auf persönliche 

Kontakte 
§ 108. Lehnt ein Minderjähriger, der das vierzehnte Lebensjahr bereits 

vollendet hat, oder ein nicht mit dem Kind im gemeinsamen Haushalt lebender 
Elternteil ausdrücklich die Ausübung des persönlichen Verkehrs ab und bleiben 
eine Belehrung über die Rechtslage und darüber, dass die Anbahnung oder 
Aufrechterhaltung des persönlichen Verkehrs mit beiden Elternteilen 
grundsätzlich dem Wohl des Minderjährigen entspricht, sowie der Versuch einer 
gütlichen Einigung erfolglos, so sind Anträge auf Regelung des persönlichen 
Verkehrs ohne weitere inhaltliche Prüfung abzuweisen und ist von der Fortsetzung 
der Durchsetzung des persönlichen Verkehrs abzusehen.

§ 108. Lehnt ein Minderjähriger, der das vierzehnte Lebensjahr bereits 
vollendet hat, ausdrücklich die Ausübung der persönlichen Kontakte ab und 
bleiben eine Belehrung über die Rechtslage und darüber, dass die Anbahnung oder 
Aufrechterhaltung des Kontakts mit beiden Elternteilen grundsätzlich seinem 
Wohl entspricht, sowie der Versuch einer gütlichen Einigung erfolglos, so ist der 
Antrag auf Regelung der persönlichen Kontakte ohne weitere inhaltliche Prüfung 
abzuweisen und von der Fortsetzung der Durchsetzung abzusehen. 

Vereinbarungen über Obsorge und Recht auf persönlichen Verkehr Vereinbarungen über Obsorge und Recht auf persönlichen Verkehr 
§ 109. Das Gericht hat über Vereinbarungen über die Obsorge oder über das 

Recht auf persönlichen Verkehr eine Niederschrift aufzunehmen. Ob diese 
Vereinbarung gerichtlich genehmigt wird, hat das Gericht ohne weiteren Antrag 
zu entscheiden. Soweit dadurch der Verfahrensgegenstand inhaltlich erledigt 
wurde, ist das Verfahren ohne weiteres beendet.

§ 109. (1) Das Gericht hat über Vereinbarungen über die Obsorge oder über 
die persönlichen Kontakte eine Niederschrift aufzunehmen. 

 (2) Das Gericht, das die Niederschrift aufgenommen hat, hat eine 
Ausfertigung der Niederschrift einer Vereinbarung nach Abs. 1 dem für die 
Entscheidung über die Obsorge oder über die persönlichen Kontakte zuständigen 
Gericht zu übermitteln.

 (3) Der Standesbeamte hat das für die Entscheidung über die Obsorge 
zuständige Gericht unter Anschluss der Erklärungen der Eltern schriftlich über 
eine Bestimmung der Obsorge (§ 177 Abs. 2 ABGB) zu informieren.

Durchsetzung von Obsorge- und Besuchsrechtsregelungen Durchsetzung von Regelungen der Obsorge oder des Rechts auf persönliche 
Kontakte 

§ 110. (1) Im Verfahren zur zwangsweisen Durchsetzung einer gerichtlichen 
oder gerichtlich genehmigten Regelung der Obsorge oder des Rechts auf 
persönlichen Verkehr ist eine Vollstreckung nach der Exekutionsordnung 
ausgeschlossen.

§ 110. (1) Die zwangsweise Durchsetzung einer Regelung der Obsorge oder 
des Rechts auf persönliche Kontakte hat nur dann zu erfolgen, wenn 

 1. eine gerichtliche Entscheidung vorliegt;
 2. eine Vereinbarung vor Gericht geschlossen wurde oder
 3. die Bestimmung der Obsorge in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Urkunde dem Standesbeamten zugekommen ist.

(2) Das Gericht hat auf Antrag oder von Amts wegen angemessene 
Zwangsmittel nach § 79 Abs. 2 anzuordnen. Entscheidungen, die die Obsorge 
betreffen, kann das Gericht auch durch Anwendung angemessenen unmittelbaren 
Zwanges vollziehen. 

(2) Eine Vollstreckung nach der Exekutionsordnung ist ausgeschlossen. Das 
Gericht hat auf Antrag oder von Amts wegen angemessene Zwangsmittel nach 
§ 79 Abs. 2 anzuordnen. Regelungen, die die persönlichen Kontakte betreffen, 
sind auch gegen den Willen des Elternteils durchzusetzen, der mit dem 
Minderjährigen nicht im gemeinsamen Haushalt lebt. Regelungen, die die Obsorge 
betreffen, kann das Gericht auch durch Anwendung angemessenen unmittelbaren 
Zwanges vollziehen.

(3) und (4) ... (3) und (4) unverändert 
 (5) In Verfahren zur zwangsweisen Durchsetzung des Rechts auf persönliche 

Kontakte kann das Gericht eine von der Justizbetreuungsagentur aus dem Kreis 
der Kinderbeistände namhaft gemachte Person als Besuchsmittler bestellen. Diese 
hat sich mit den Eltern über die konkrete Ausübung der persönlichen Kontakte zu 
verständigen und bei Konflikten zwischen diesen zu vermitteln. Sie hat das Recht, 
bei der Vorbereitung der persönlichen Kontakte zu dem Elternteil, der mit dem 
Kind nicht im gemeinsamen Haushalt lebt, bei der Übergabe des Kindes an diesen 
und bei der Rückgabe des Kindes durch diesen anwesend zu sein. Sie hat dem 
Gericht auf dessen Ersuchen über ihre Wahrnehmungen bei der Durchführung der 
persönlichen Kontakte zu berichten.

Besuchsbegleitung Besuchsbegleitung 
§ 111. Wenn es das Wohl des Minderjährigen verlangt, kann das Gericht eine 

geeignete und dazu bereite Person zur Unterstützung bei der Ausübung des Rechts 
auf persönlichen Verkehr heranziehen (Besuchsbegleitung). In einem Antrag auf 
Besuchsbegleitung ist eine geeignete Person oder Stelle (Besuchsbegleiter) 
namhaft zu machen. Die in Aussicht genommene Person oder Stelle ist am 
Verfahren zu beteiligen; ihre Aufgaben und Befugnisse hat das Gericht zumindest 
in den Grundzügen festzulegen. Zwangsmaßnahmen gegen den Besuchsbegleiter 
sind nicht zulässig.

§ 111. Wenn es das Wohl des Minderjährigen verlangt, kann das Gericht eine 
geeignete und dazu bereite Person zur Unterstützung bei der Ausübung des Rechts 
auf persönliche Kontakte heranziehen (Besuchsbegleitung). In einem Antrag auf 
Besuchsbegleitung ist eine geeignete Person oder Stelle (Besuchsbegleiter) 
namhaft zu machen. Die in Aussicht genommene Person oder Stelle ist am 
Verfahren zu beteiligen; ihre Aufgaben und Befugnisse hat das Gericht zumindest 
in den Grundzügen festzulegen. Zwangsmaßnahmen gegen den Besuchsbegleiter 
sind nicht zulässig.

11. Abschnitt 11. Abschnitt 
Sonstige Bestimmungen Sonstige Bestimmungen 

Schutz des Privat- und Familienlebens Schutz des Privat- und Familienlebens 
§ 140. (1) Mündliche Verhandlungen sind nicht öffentlich. Das Gericht kann, 

wenn sich keine Partei dagegen ausspricht, die Öffentlichkeit herstellen, soweit 
keine Umstände des Privat- und Familienlebens erörtert werden und dies mit dem 

§ 140. (1) Mündliche Verhandlungen sind nicht öffentlich. Das Gericht kann, 
wenn sich keine Partei dagegen ausspricht, die Öffentlichkeit herstellen, soweit 
keine Umstände des Privat- und Familienlebens erörtert werden und dies mit dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Wohl des Pflegebefohlenen vereinbar ist. An den nichtöffentlichen Teilen des 
Beweisverfahrens können neben den im § 19 Abs. 5 genannten Personen auch die 
gesetzlichen Vertreter des Minderjährigen sowie die Vertreter des 
Jugendwohlfahrtsträgers und der Jugendgerichtshilfe teilnehmen. 

Wohl des Pflegebefohlenen vereinbar ist. An den nichtöffentlichen Teilen des 
Beweisverfahrens können neben den im § 19 Abs. 5 genannten Personen auch die 
gesetzlichen Vertreter des Minderjährigen sowie die Vertreter des 
Jugendwohlfahrtsträgers, der Familiengerichtshilfe und der Jugendgerichtshilfe 
teilnehmen. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) unverändert

 Inkrafttreten und Übergangsbestimmung zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. 
xxx/2012 

 § 207i. (1) Die §§ 106a und 106b in der Fassung des Kindschafts- und 
Namensrechts-Änderungsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. xxx/2012, treten mit dem auf 
die Kundmachung dieses Bundesgesetzes im Bundesgesetzblatt folgenden Tag in 
Kraft.

 (2) Die §§ 95, 104, 105, 106, 107, 107a, 107b, 108, 109, 110, 111 und 140 in 
der Fassung des Kindschafts- und Namensrechts-Änderungsgesetzes 2012, BGBl. 
I Nr. xxx/2012, treten mit 1. Februar 2013 in Kraft. § 107b letzter Satz in der 
Fassung dieses Bundesgesetzes ist anzuwenden, wenn die Maßnahme des 
Jugendwohlfahrtsträgers nach dem 31. Jänner 2013 beendet wurde.

Artikel 3 
Änderung des Ehegesetzes 

Einvernehmen Einvernehmen 
§ 55a. (1) ... § 55a. (1) unverändert
(2) Die Ehe darf nur geschieden werden, wenn die Ehegatten eine schriftliche 

Vereinbarung über den hauptsächlichen Aufenthalt der Kinder oder die Obsorge, 
die Ausübung des Rechtes auf persönlichen Verkehr und die Unterhaltspflicht 
hinsichtlich ihrer gemeinsamen Kinder sowie ihre unterhaltsrechtlichen 
Beziehungen und die gesetzlichen vermögensrechtlichen Ansprüche im Verhältnis 
zueinander für den Fall der Scheidung dem Gericht unterbreiten oder vor Gericht 
schließen. Hinsichtlich des Rechtes auf persönlichen Verkehr mit gemeinsamen 
Kindern können die Ehegatten vereinbaren, daß sie sich die Regelung vorbehalten.

(2) Die Ehe darf nur geschieden werden, wenn die Ehegatten eine schriftliche 
Vereinbarung über die Betreuung ihrer Kinder oder die Obsorge, die Ausübung 
des Rechtes auf persönliche Kontakte und die Unterhaltspflicht hinsichtlich ihrer 
gemeinsamen Kinder sowie ihre unterhaltsrechtlichen Beziehungen und die 
gesetzlichen vermögensrechtlichen Ansprüche im Verhältnis zueinander für den 
Fall der Scheidung vor Gericht schließen. 

(3) ... (3) unverändert
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 4 

Änderung des Justizbetreuungsagentur-Gesetzes 
2. Abschnitt 2. Abschnitt 

Aufgaben und Grundsätze Aufgaben und Grundsätze 
Aufgabe Aufgabe 

§ 2. (1) bis (4) ... § 2. (1) bis (4) unverändert
(5) Die Justizbetreuungsagentur ist zu allen Geschäften und Maßnahmen 

berechtigt, die zur Erreichung ihrer Aufgaben notwendig und nützlich sind. Die 
Justizbetreuungsagentur ist auch berechtigt, Verträge über die Bereitstellung von 
Kinderbeiständen abzuschließen. Für die Erfüllung der Pflichten aus diesen 
Verträgen besteht Betriebspflicht. 

(5) Die Justizbetreuungsagentur ist zu allen Geschäften und Maßnahmen 
berechtigt, die zur Erreichung ihrer Aufgaben notwendig und nützlich sind.  Die 
Justizbetreuungsagentur ist auch berechtigt, mit Personen, die insbesondere nach 
ihrem Beruf, ihrer beruflichen Erfahrung im Umgang mit Kindern und 
Jugendlichen und ihrer Ausbildung für diese Tätigkeit geeignet sind, Verträge über 
die Bereitstellung von Kinderbeiständen, Besuchsmittlern und anderen Experten 
zur Unterstützung der Gerichte in familienrechtlichen Angelegenheiten 
abzuschließen. Ebenso kann sie Verträge über die Bereitstellung von 
Dolmetschern (§ 75 Abs. 4 ASGG, § 126 Abs. 2a StPO) abschließen.

5a) Die Justizbetreuungsagentur ist überdies berechtigt, Verträge über die 
Bereitstellung von Experten abzuschließen, deren spezifische Fachkenntnis 
innerhalb der Justiz nicht verfügbar, aber für die Bearbeitung komplexer oder 
besonders umfangreicher Ermittlungsverfahren oder gerichtlicher Verfahren 
zweckmäßig ist, abzuschließen. Für die Erfüllung der Pflichten aus diesen 
Verträgen besteht Betriebspflicht. 

5a) Die Justizbetreuungsagentur ist überdies berechtigt, Verträge über die 
Bereitstellung von Experten abzuschließen, deren spezifische Fachkenntnisse 
innerhalb der Justiz nicht verfügbar, aber für die Bearbeitung und Unterstützung 
komplexer oder besonders umfangreicher Ermittlungsverfahren oder gerichtlicher 
Verfahren sowie für Maßnahmen zur Optimierung des Justiz-Managements 
zweckmäßig sind.

7. Abschnitt 7. Abschnitt 
Sonstige Regelungen Sonstige Regelungen 
Abgabenbefreiung Abgabenbefreiung 

§ 24. (1) Die Justizbetreuungsagentur ist ein Hoheitsbetrieb im Sinn des § 2 
Abs. 5 des Körperschaftsteuergesetzes 1988, BGBl. Nr.°401/1988. Alle dem Bund 
auf Grund bundesgesetzlicher Bestimmungen eingeräumten abgaben- und 
gebührenrechtlichen Begünstigungen finden auch auf die Justizbetreuungsagentur 
Anwendung, soweit sie in Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß § 2 Abs. 1 tätig wird. 
Die Justizbetreuungsagentur ist von Verwaltungsabgaben befreit.

§ 24. (1) Die Justizbetreuungsagentur ist ein Hoheitsbetrieb im Sinn des § 2 
Abs. 5 des Körperschaftsteuergesetzes 1988, BGBl. Nr.°401/1988. Alle dem Bund 
auf Grund bundesgesetzlicher Bestimmungen eingeräumten abgaben- und 
gebührenrechtlichen Begünstigungen finden auch auf die Justizbetreuungsagentur 
Anwendung, soweit sie in Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß § 2 tätig wird. Die 
Justizbetreuungsagentur ist von Verwaltungsabgaben befreit.

(2) ... (2) unverändert 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 30. (1)  bis (2) ... § 30. (1)  bis (2) unverändert
 (3) § 2 Abs. 5 und 5a sowie § 24 Abs. 1 in der Fassung des Kindschafts- und 

Namensrechts-Änderungsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. xxx/2012, treten mit dem auf 
die Kundmachung dieses Bundesgesetzes im Bundesgesetzblatt folgenden Tag in 
Kraft.

Artikel 5 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 
Wirkungskreis in Kindschafts- und Sachwalterschaftsangelegenheiten Wirkungskreis in Kindschafts- und Sachwalterschaftsangelegenheiten 
§ 19. (1)  bis (2) Z 1. ... § 19. (1)  bis (2) Z 1. unverändert

 2. Verfahren zur Regelung und zur Entziehung einzelner oder aller 
aus den familienrechtlichen Beziehungen erfließenden rein persönlichen 
Rechte und Pflichten - ausgenommen die Aufnahme von und die 
Entscheidung über Vereinbarungen über den persönlichen Verkehr eines 
Elternteils (von Großeltern) mit seinem Kind (ihrem Enkelkind) und von 
Vereinbarungen der Eltern darüber, bei welchem Elternteil sich das Kind 
hauptsächlich aufhalten soll, oder über die Betrauung mit der Obsorge - 
sowie die Verfahren zur Ersetzung von Einwilligungen und 
Zustimmungen; 

 2. Verfahren zur Regelung und zur Entziehung einzelner oder aller aus den 
familienrechtlichen Beziehungen erfließenden rein persönlichen Rechte 
und Pflichten, insbesondere über die Obsorge und die persönlichen 
Kontakte, sowie Verfahren zur Ersetzung von Einwilligungen und 
Zustimmungen. 

3. bis 7. ... 3. bis 7. unverändert 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 45. (1) bis (7) ... § 45. (1) bis (7) unverändert
 (8) § 19 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Kindschafts- und Namensrechts-

Änderungsgesetzes 2012, BGBl. I Nr. xxx/2012, tritt mit 1. Februar 2013 in Kraft. 

Artikel 6 

Änderung des Gerichtsgebührengesetzes 
Entstehung der Gebührenpflicht Entstehung der Gebührenpflicht 

§ 2. Z 1. lit. a bis g ... § 2. Z 1. lit. a bis g unverändert
 h) für die in der Tarifpost 12 lit. a bis c, f, g und i angeführten 

außerstreitigen Verfahren mit der Überreichung der ersten Eingabe, bei 
 h) für die in der Tarifpost 12 lit. a bis c, f, g, h und i angeführten 

außerstreitigen Verfahren mit der Überreichung der ersten Eingabe, bei 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Protokollaranträgen mit dem Beginn der Niederschrift, bei einer 
Vereinbarung nach § 55a Abs. 2 EheG oder einem anderen Vergleich 
über einen im Verfahren außer Streitsachen geltend zu machenden 
Anspruch mit der Beurkundung des Verhandlungsprotokolls durch den 
Richter

Protokollaranträgen mit dem Beginn der Niederschrift, bei einer 
Vereinbarung nach § 55a Abs. 2 EheG oder einem anderen Vergleich 
über einen im Verfahren außer Streitsachen geltend zu machenden 
Anspruch mit der Beurkundung des Verhandlungsprotokolls durch den 
Richter

 i) für die in der Tarifpost 12 lit. d angeführten außerstreitigen Verfahren 
mit deren Beendigung, für das in der Tarifpost 12 lit. h Z 1 angeführte 
Verfahren mit Zustellung des Bestellungsbeschlusses an die Partei, für 
das in Tarifpost 12 lit. h Z 2 angeführte weitere Verfahren nach Ablauf 
von sechs Monaten ab Zustellung des Bestellungsbeschlusses 
beziehungsweise jeweils nach dem Ablauf der weiteren zwölf Monate 

 i) für die in der Tarifpost 12 lit. d angeführten außerstreitigen Verfahren 
mit deren Beendigung, für das in der Tarifpost 12 lit. h Z 1 angeführte 
Verfahren mit Zustellung des Bestellungsbeschlusses an die Partei, für 
das in der Tarifpost 12 lit. h Z 1 und lit. i Z 1 angeführte Verfahren mit 
Zustellung des Bestellungsbeschlusses an die Partei, für das in 
Tarifpost 12 lit. h Z 2 angeführte weitere Verfahren nach Ablauf von 
drei Monaten ab Zustellung des Bestellungsbeschlusses 
beziehungsweise jeweils nach dem Ablauf der weiteren drei Monate; 

 j) ... j) unverändert 
 2. bis 9. ... 2. bis 9. unverändert 
VI. Pauschalgebühren für sonstige Geschäfte des außerstreitigen Verfahrens VI. Pauschalgebühren für sonstige Geschäfte des außerstreitigen Verfahrens 

§ 28.  1. bis 9. ... § 28.  1. bis 9. unverändert
  10. bei Bestellung eines Besuchsmittlers nach § 110 Abs. 5 AußStrG jede 

Partei; den Minderjährigen trifft jedoch keine Gebührenpflicht;
 10. in allen übrigen Fällen die Antragsteller. 11. in allen übrigen Fällen die Antragsteller.

Tarifpost 7 Tarifpost 7 
Anmerkungen Anmerkungen 

1. bis 7. ... 1. bis 7. unverändert
 8. Entscheidungen über die Bestätigung der Pflegschaftsrechnung nach der 

Tarifpost 7 lit. c Z 2 sind auf Antrag der Partei gebührenfrei, wenn aus der 
Pflegschaftsrechnung als einziges Vermögen Sparguthaben bis zu 
4 202 Euro ersichtlich sind und die ausgewiesenen jährlichen Einkünfte 
(§§ 266, 276 ABGB) 12 607 Euro nicht übersteigen.

 8. Entscheidungen über die Bestätigung der Pflegschaftsrechnung nach der 
Tarifpost 7 lit. c Z 2 sind auf Antrag der Partei gebührenfrei, wenn aus der 
Pflegschaftsrechnung als einziges Vermögen Sparguthaben bis zu 
4 202 Euro ersichtlich sind und die ausgewiesenen jährlichen Einkünfte 
(§§ 230, 278 ABGB) 12 607 Euro nicht übersteigen. 

TP 12:  Sonstige Geschäfte des außerstreitigen Verfahrens TP 12:  Sonstige Geschäfte des außerstreitigen Verfahrens 
Tarifpost Gegenstand Maßstab für 

die 
Gebühren-
bemessung 

Höhe der 
Gebühren

Tarifpost Gegenstand Maßstab für 
die 

Gebühren-
bemessung 

Höhe der 
Gebühren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
12  a) ...   12  a) unverändert   

  b) ...  b) unverändert 

  1. bis 7. ...     1. bis 7. unverändert   
  8. Annahme an Kindesstatt (§§ 179 

ff ABGB); 
 74 Euro   8. Annahme an Kindesstatt (§§ 

192 ff ABGB);
 74 Euro 

  c) bis f) ...   c) bis f) unverändert  

  g) Besuchsverfahren und 
Verfahren über Anträge nach 
§ 178 ABGB; 

 122 Euro   g) Verfahren über die 
persönlichen Kontakte und 
Verfahren über Anträge nach 
§ 190 ABGB;

 122 Euro 

  h) ...   h) unverändert  

  i) sonstige Anträge in 
außerstreitigen Verfahren 
(ausgenommen Verfahren 
nach dem UbG, nach dem 
HeimAufG sowie Verfahren 
über die Sachwalterschaft für 
behinderte Personen und 
Verfahren über die Obsorge 
minderjähriger Personen).

 244 Euro   i) Verfahren nach dem § 110 
Abs. 5 AußStrG: 

 244 Euro 

 
 

    1. für die ersten drei Monate ab 
Bestellung eines 
Besuchsmittlers

 200 Euro je 
Partei 

      2. für jede weiteren begonnenen 
drei Monate Verfahrensdauer 

 weitere 200 
Euro je 
Partei

   (j) sonstige Anträge in 
außerstreitigen Verfahren 
(ausgenommen Verfahren 
nach dem UbG, nach dem 
HeimAufG sowie Verfahren 
über die Sachwalterschaft für 
behinderte Personen und 
Verfahren über die Obsorge 

 244 Euro 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
minderjähriger Personen).

Anmerkungen Anmerkungen 
 1. bis 5. ... 1. bis 5. unverändert 
 6. Die Gebühr nach TP 12 lit. g ist für einen Antrag auf Regelung des 

Besuchsrechts zu entrichten. Sie ist auch für einen Antrag auf Änderung 
einer bestehenden Regelung und für einen Antrag auf Durchsetzung zu 
entrichten. 

 6. Die Gebühr nach Tarifpost 12 lit. g ist für einen Antrag auf Regelung der 
persönlichen Kontakte zu entrichten. Bezieht sich der Antrag auf mehrere 
Kinder, so ist ein Mehrbetrag in sinngemäßer Anwendung des § 19a zu 
entrichten. Die Gebühr ist auch für einen Antrag auf Änderung einer 
bestehenden Regelung und für einen Antrag auf Durchsetzung zu 
entrichten.

 7. Die Gebühr nach TP 12 lit. g ist für einen Antrag auf Durchsetzung einer 
bestehenden Regelung des Besuchsrechts dann nicht zu entrichten, wenn 
der Antragsteller in den sechs Monaten vor Antragstellung bereits eine 
Gebühr für einen solchen Antrag zu entrichten hatte. Dasselbe gilt für 
Anträge nach § 178 Abs 1 und 2 ABGB, wenn der Antragsteller in den 
sechs Monaten vor Antragstellung bereits eine Gebühr für einen solchen 
Antrag zu entrichten hatte. 

 7. Die Gebühr nach Tarifpost 12 lit. g ist für einen Antrag auf Durchsetzung 
einer bestehenden Regelung der persönlichen Kontakte dann nicht zu 
entrichten, wenn der Antragsteller in den sechs Monaten vor 
Antragstellung bereits eine Gebühr für einen solchen Antrag zu entrichten 
hatte. Dasselbe gilt für Anträge nach § 190 ABGB, wenn der Antragsteller 
in den sechs Monaten vor Antragstellung bereits eine Gebühr für einen 
solchen Antrag zu entrichten hatte.

 8. Die Pflicht zur Entrichtung der Pauschalgebühr nach Tarifpost 12 lit. h 
wird dadurch nicht berührt, dass die Entscheidung über die Bestellung des 
Kinderbeistands mit einem Rechtsmittel angefochten wird. Wird die 
Bestellung eines Kinderbeistands aufgrund eines Rechtmittels 
aufgehoben, so ist die entrichtete Gebühr rückzuerstatten. 

 8. Die Pflicht zur Entrichtung der Pauschalgebühr nach Tarifpost 12 lit. h 
und i wird dadurch nicht berührt, dass die Entscheidung über die 
Bestellung des Kinderbeistands oder Besuchsmittlers mit einem 
Rechtsmittel angefochten wird. Wird die Bestellung eines 
Kinderbeistands oder Besuchsmittlers aufgrund eines Rechtmittels 
aufgehoben, so ist die entrichtete Gebühr rückzuerstatten.

  9. Endet die Bestellung eines Kinderbeistands oder Besuchsmittlers nach 
Tarifpost 12 lit. h Z 1 oder lit. i Z 1 innerhalb der ersten zwei Wochen 
nach Bestellung, so ermäßigt sich die Pauschalgebühr nach Tarifpost 12 
lit. h oder i auf ein Viertel.

  10. Die Pauschalgebühr nach Tarifpost 12 lit. h und i ist jeweils nur einmal zu 
entrichten, wenn ein Kinderbeistand oder Besuchsmittler für mehrere 
Kinder bestellt wird oder wenn in einem Verfahren mehrere 
Kinderbeistände oder Besuchsmittler bestellt werden.

 Art. VI 
  52. §§ 2, 28 sowie die Anmerkung 8 zur Tarifpost 7, die Tarifpost 12 lit. b Z 

8, lit. g, i und j sowie die Anmerkungen 6 bis 10 zur Tarifpost 12 in der 
Fassung des Kindschafts- und Namensrechts-Änderungsgesetzes 2012, 
BGBl. I Nr. xxx/2012, treten mit 1. Februar 2013 in Kraft. § 31a ist auf 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
die mit dem Kindschafts- und Namensrechts-Änderungsgesetzes 2012, 
BGBl. I Nr. xxx/2012 neu geschaffenen oder geänderten 
Gebührentatbestände mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Ausgangsgrundlage für die Neufestsetzung dieser Beträge die für März 
2011 veröffentlichte endgültige Indexzahl des von der Bundesanstalt 
Statistik Österreich verlautbarten Verbraucherpreisindex 2000 ist.

Artikel 7 

Änderung des Bundesgesetzes zur Durchführung des Übereinkommens vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler 
Kindesentführung 

 § 3. (1) Sind der Antrag und die beizufügenden sonstigen Schriftstücke im 
Hinblick auf den Art. 24 Abs. 1 des Übereinkommens mit einer Übersetzung in 
eine fremde Sprache zu versehen, so sind bei Vorliegen eines Antrages auf 
Bewilligung der Verfahrenshilfe hinsichtlich der Gebühren der Dolmetscher die 
§§ 63 ff. ZPO anzuwenden. Nach der Bewilligung der Verfahrenshilfe hat das 
Gericht die Herstellung der erforderlichen Übersetzungen zu veranlassen.

 (2) Ein Verlangen der antragstellenden Partei auf Beistellung einer 
psychosozialen Prozessbegleitung in Österreich während des Verfahrens über den 
Antrag auf Rückgabe eines Kindes (§ 2) ist an die in Frage kommende Einrichtung 
weiterzuleiten. § 73b ZPO ist sinngemäß anzuwenden, wobei die Bereitstellung 
psychosozialer Prozessbegleitung während dieses Verfahrens kein 
vorangegangenes Strafverfahren voraussetzt.

Artikel 8 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmung 

 § 1. Artikel 3 (EheG) und Artikel 7 (Bundesgesetz vom 9. Juni 1988 zur 
Durchführung des Übereinkommens vom 25. Oktober 1980 über die 
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung) treten 
mit 1. Februar 2013 in Kraft.

 § 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin für 
Justiz betraut. 
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